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Am 9. November 2017 jährte sich der Mauerfall zum 
28. Mal. Traditionell wurde die Gedenkveranstaltung 
in der Gedenkstätte Berliner Mauer mit dem 
„Posaunenruf“ des Posaunenchors der Evangelischen 
Adventgemeinde Prenzlauer Berg eröffnet.
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Editorial

2016/2017 – 
Was hat die UOKG erreicht?
Auch wenn viele Aufgaben noch vor uns 
liegen, können wir feststellen, daß wir in 
einigen Themenbereichen erfolgreich wa-
ren oder aber auf einem hoffnungsvollen 
Weg sind. Herausragend ist sicherlich, 
daß wir wesentlich haben mitwirken kön-
nen, die Zerschlagung der Behörde des 
Bundesbeauftragten für die Stasiunterla-
gen zu verhindern. Zumindest hat Roland 
Jahn dies genau so anläßlich seiner Wahl 
durch den Deutschen Bundestag gesagt. 

Ein wichtiger Punkt war auch, daß es 
gelungen ist, zusammen mit der Bun-
desbeauftragten für den Aufbau Ost, 
Staatssekretärin Iris Gleicke, und einigen 
Bundesländern eine Studie zur Zwangs-
adoption in der ehemaligen DDR auf den 
Weg zu bringen. Die Studie ist fertig, je-
doch noch nicht durch den Bund freige-
geben, aber ein wenig mehr Klarheit wird 
uns das Ergebnis bringen. Die Studie zum 
sexuellen Mißbrauch von Kindern und Ju-
gendlichen, die in unserer Verantwortung 
erstellt wurde, konnte mit breitem öffent-
lichem Echo bei einer Veranstaltung in 
Leipzig vorgestellt werden. 

Ein Erfolg ist ebenfalls, daß der Deutsche 
Bundestag einen Entschließungsantrag 
zur Errichtung eines Mahnmals für die 
Opfer des Kommunismus gefaßt hat. Be-
dauerlich, daß es am Ende der Legisla-
turperiode nicht zu einem Errichtungsbe-
schluß kam. Wir können aber davon aus-
gehen, daß unsere Initiative auch in der 
nächsten Regierungskoalition realisiert 
werden kann. Viele Initiativen haben wir 
über den Umweg einzelner Bundesländer 
und des Bundesrates auf den Weg brin-
gen können. U.a. die Bundesratsinitiative 
zur Verbesserung der Rehabilitierungs-
möglichkeiten für Kinder, die während 
der Haft der Eltern in ein Heim kamen. 

In Kooperation mit der Landesbeauf-
tragten für die Stasiunterlagen und der 
Landeszentrale für politische Bildung von 
Sachsen-Anhalt konnten wir eine Aus-

stellung über „Zwangsarbeit politischer 
Häftlinge in der DDR“ erarbeiten. Kleine 
Anfragen im Landtag Brandenburg haben 
dazu geführt, daß für die begutachten-
den Ärzte enge Auswahlkriterien gelten 
müssen. Zur Erinnerung: In der Vergan-
genheit gab es keine bzw. zu wenig aus-
gebildete Psychologen, die in der Lage 
waren, angemessene und sachgerechte 
Beurteilungen von Haftfolgeschäden zu 
erstellen. 

Aktuell wird in mehreren Landesparla-
menten eine Bundesratsinitiative beraten 
und zumindest in Brandenburg ist sie 
auch beschlossen, die sicherstellen soll, 
daß u.a. die Entfristung der Rehabilitie-
rungsgesetze erfolgt (s. auch S. 3). 

An zahlreichen Aktivitäten hat sich die 
UOKG beteiligt bzw. zeigte sich für diese 
verantwortlich. Am 3. Juli hat der regie-
rende Bürgermeister von Berlin in einer 
Runde alle von uns benannten Opfer-
verbände und –initiativen zum Gespräch 
empfangen. Am 13. August haben wir 
gemeinsam mit dem Förderverein der 
Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen 
am Brandenburger Tor unseren Teil zum 
Gedenken und zur Erinnerung an den 
schändlichen Mauerbau geleistet. Wir ha-
ben uns am 9. September auf einem Kon-
greß mit der Frage „Kleine Brötchen oder 
großer Wurf? – Wo stehen wir in der Auf-
arbeitung des SED-Unrechts?“ beschäf-
tigt. Bezeichnend war, daß mit Ausnah-
me der CDU/CSU-Fraktion alle anderen 
Fraktionen wegen „Wahlkampf“ nicht 
teilnehmen konnten, ich sage: wollten.

Dies ist lediglich ein Ausschnitt aus unserer 
Arbeit. Wichtig für die UOKG ist, daß wir 
nur erfolgreich sein können, wenn wir zu-
sammen mit unseren Mitgliedsverbänden 
und -initiativen Hand in Hand arbeiten und 
abgestimmt vorgehen. Dazu möchte ich 
auch für die Zukunft alle einladen.

                           Ihr Dieter Dombrowski

Ein frohes und gesegnetes Weihnachtsfest 
und ein  gesundes Neues Jahr wünscht allen 
Leserinnen  und Lesern herzlich

                die Redaktion
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Berichtigung
In Ausgabe 8/2017, S. 2, ist uns ein bedauerlicher Fehler 
unterlaufen. Natürlich heißt der Autor des Editorials Horst 
Schüler. Wir bitten um Entschuldigung.

                                     Die Redaktion

UOKG begrüßt 
Vorstoß des Landtags 
Brandenburg

Am 16. November hat der Landtag Bran-
denburg einstimmig einen Antrag zur 
Novellierung der SED-Unrechtsbereini-
gungsgesetze beschlossen (Drucksache 
6/7585).

Ziel ist es, den Zugang zu monatlichen 
Unterstützungsleistungen insbesondere 
beim Renteneintritt zu verbessern und 
den Kreis der Berechtigten zu erweitern, 
die Beweiserleichterung bei der Anerken-
nung verfolgungsbedingter Gesundheits-
schäden zu verbessern und die Frist für 
das Auslaufen der Rehabilitierungsge-
setze aufzuheben.

Dieter Dombrowski, Bundesvorsitzender 
der Union der Opferverbände Kommunis-
tischer Gewaltherrschaft (UOKG) und Vi-
zepräsident des Landtags Brandenburg:

„Mir war es ein ganz besonderes Anlie-
gen, daß dieser Antrag in den Landtag 
eingebracht wird. Um so mehr freue ich 
mich, daß der Antrag nun auch einstim-
mig beschlossen wurde. Die soziale Lage 
der Betroffen ist oftmals aufgrund ihrer 
Schicksale sehr schlecht. Ihnen gebührt 
eine weitreichendere Unterstützung. Allen 
voran muß aber endlich die Befristung bis 
zum 31.12.2019 ersatzlos gestrichen wer-
den. Der Aufarbeitung darf kein zeitlicher 
Riegel vorgeschoben werden. Alle Parteien 
im Bundestag sprechen sich für eine Entfri-
stung aus, dennoch geschieht nichts. Mit 
diesem Antrag wollen wir nun den Weg 
über eine Bundesratsinitiative gehen.“  

Neuer Landes-
beauftragter

(st) Der frühere DDR-Bürgerrechtler Tom 
Sello ist am 16. November zu Berlins 
neuem Landesbeauftragten für die Auf-
arbeitung der SED-Diktatur im Berliner 
Abgeordnetenhaus gewählt worden. Mi-
chael Müller, regierender Bürgermeister, 
hatte ihn im Juli vorgeschlagen.

Damit tritt Sello die Nachfolge des Berli-
ner Landesbeauftragten für die Stasi-Un-
terlagen, Martin Gutzeit, an, der nach 24 
Jahren in den Ruhestand ging. Das Parla-
ment bedankte sich bei ihm ausdrücklich.

Im Vergleich zum bisherigen Arbeitsfeld 
der Behörde hat sich das Aufgabengebiet 

erweitert. Der neue Landesbeauftragte 
soll auch die Aufklärung über die DDR-
Geschichte bis zum Mauerfall deutlich 
stärken. Grundlage dafür ist das Aufar-
beitungsbeauftragtengesetz, das Ende 
September beschlossen worden war. Zu 
Tom Sellos ersten Aktivitäten wird die 
Vorbereitung des 30. Jahrestages der 
Friedlichen Revolution gehören.

„Goldenes Band“ 
für Ines Geipel

(rbb) Für ihr jahrelanges Engagement und 
die Unterstützung von Doping-Opfern ist 
Ines Geipel am 15. November mit dem 
„Goldenen Band“ des Verbandes der 
Sportjournalisten Berlin-Brandenburg 
(VdSBB) ausgezeichnet worden.

Die ehemalige Leichtathletin war in ihrer 
aktiven Zeit selbst Opfer des staatlich ver-
ordneten Dopings im DDR-Leistungssport 
geworden und setzt sich seit über 20 
Jahren für die Aufarbeitung der Gescheh-
nisse ein.

Mit der nach Angaben des Verbandes äl-
testen Sportauszeichnung Deutschlands 
werden Persönlichkeiten geehrt, die sich 
durch den Sport in besonderer Weise für 
andere Menschen einsetzen und Bemer-
kenswertes für die Gesellschaft leisten.

„Ines Geipel entspricht diesem Profil auf 
großartige Weise“, sagte der Vorsitzende 
des VdSBB, Hanns Ostermann, bei der Ver-
leihung des „Goldenen Bandes“ im Bären-
saal des Alten Stadthauses Berlin.         

25. Jahrestag 
des 1. SED-Unrechts-
bereinigungsgesetzes

Am 4. November 1992 trat das 1. SED-
Unrechtsbereinigungsgesetz in Kraft. Die 
UOKG hatte sich dafür sehr stark ge-
macht und begrüßte die Möglichkeit für 
die Betroffenen, sich nunmehr offiziell für 
die zu Unrecht erlittene Haftstrafe rehabi-
litieren zu lassen. 

Das 1. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz 
war ein wichtiger Schritt für die Aufar-
beitung der SED-Diktatur. Es folgten noch 
ein zweites und ein drittes SED-Unrechts-
bereinigungsgesetz. Auch diese tragen 
zu einer erfolgreichen Aufarbeitung bei. 
Dennoch darf nicht außer acht gelassen 
werden, daß die SED-Unrechtsbereini-

gungsgesetze viele Opfergruppen nicht 
oder nicht ausreichend auffangen.

Der Bundesvorsitzende der UOKG, Dieter 
Dombrowski, sagte dazu:

„Neben dem Licht gibt es auch viel Schat-
ten. Natürlich sind die SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetze eine gute Sache, den-
noch sind sie an vielen Stellen noch verbes-
serungsbedürftig. Haftfolgeschäden müs-
sen anerkannt werden. Verfolgte Schüler 
benötigen einfach mehr Unterstützung. 
Unterbringungen in Spezialheimen bedür-
fen einer Rehabilitierung. Betroffene von 
Zwangsadoptionen müssen endlich Be-
rücksichtigung finden. Dies, um nur  einige 
Baustellen zu nennen. Aber allen voran 
muß endlich die Befristung bis zum 31. 
Dezember 2019 ersatzlos gestrichen wer-
den. Alle Parteien sprechen sich für eine 
Entfristung aus, dennoch geschieht nichts. 
Dies ist eine Respektlosigkeit gegenüber 
allen Betroffenen und zeigt, welchen Stel-
lenwert die Aufarbeitung der SED-Diktatur 
in unserer Gesellschaft einnimmt.“        

Werkstattausstellung

(gms) In der Gedenkstätte Sachsenhau-
sen werden seit Ende November in  einer 
Werkstattausstellung mit dem Titel „So-
wjetisches Speziallager Nr. 7/Nr. 1 in 
Sachsenhausen. Haftalltag und Erinne-
rung“ neue Sammlungsobjekte zur Ge-
schichte des sowjetischen Speziallagers 
präsentiert. Die Objekte stammen aus 
Nachlässen ehemaliger Speziallagerhäft-
linge, die in den letzten Jahren an die 
Gedenkstätte Sachsenhausen übergeben 
wurden. Im Kontext von 30 Objekten 
werden 16 Biographien dargestellt. Ge-
zeigt werden z.B. ein selbstgefertigtes 
Schachspiel, ein Liederbuch, eine aus 
Draht gefertigte Nähnadel oder in der 
Tischlerei des Lagers heimlich hergestellte 
Holzkästchen. 

Die Ausstellung wird wahrscheinlich ca. 
ein Jahr zu sehen sein, in der Gedenkstät-
te und Museum Sachsenhausen, Straße 
der Nationen 22, 16515 Oranienburg, 
Foyer des Veranstaltungsraumes in der 
ehemaligen Häftlingswäscherei.           
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Anläßlich des 28. Jahrestages des Falls 
der Mauer am 9. November 1989 rufen 
die Platform of European Memory and 
Conscience (Plattform für das Gedenken 
und Gewissen Europas) und die UOKG 
ehemalige Flüchtlinge der DDR auf, wel-
che bei ihrer Flucht über die Tschecho-
slowakei in den Westen festgenommen 
worden sind, vor tschechischen und slo-
wakischen Gerichten Rehabilitierungen 
und Entschädigungen zu beantragen.

In dem Glauben, daß die tschechoslo-
wakische Grenze weniger stark bewacht 
sei als die innerdeutsche Grenze, reisten 
viele tausend DDR-Bürger zur Zeit des 
Kommunismus in die Tschechoslowakei, 
um von dort aus zu versuchen, den 
 Eiser  nen Vorhang zu überqueren.  Einige 

Aufruf an ehemalige DDR-Flüchtlinge

waren erfolgreich, andere sind leider bei 
dem Versuch ums Leben gekommen. 
Diejenigen, die festgenommen worden 
sind, wurden inhaftiert und an die Stasi 
ausgeliefert.

Im Fall von Hartmut Tautz gelang in die-
sem Jahr der Durchbruch. Der 18jährige 
Abiturient aus Magdeburg wurde bei 
seinem Versuch, im Jahr 1986 die Grenze 
zwischen der Tschechoslowakei und Ös-
terreich zu überwinden, von Wachhunden 
der tschechoslowakischen Grenztrup-
pen so stark angegriffen, daß er seinen 
schweren Verletzungen kurze Zeit spä-
ter erlag. Hartmut Tautz wurde im März 
2017 vom Bezirksgericht I in Bratislava 
rehabilitiert, und der Familie wurde eine 
Entschädigung zugesprochen.

Bundesrat will Entschädigung ehema-
liger DDR-Heimkinder vereinfachen

(br) Der Bundesrat unternimmt einen 
erneuten Versuch, die Rehabilitierung 
von ehemaligen DDR-Heimkindern zu 
erleichtern. In seiner Plenarsitzung vom 
3. November 2017 beschloß er einen 
entsprechenden Gesetzentwurf, der nun-
mehr beim Bundestag eingebracht wird. 
Danach könnten Kinder, die ausschließ-
lich wegen der politischen Verfolgung 
oder Inhaftierung ihrer Eltern in einem 
Heim untergebracht waren, ohne weitere 
Nachweise rehabilitiert werden.

Bislang müssen ehemalige DDR-Heim-
kinder belegen, daß mit der Unterbrin-

gung zusätzlich auch eine politische 
Verfolgung der Kinder intendiert war. 
Diesen Nachweis können sie jedoch 
regelmäßig nicht bringen, da die Ju-
gendhilfeakten oftmals vernichtet wur-
den oder unvollständig sind, heißt es 
in der Begründung des Gesetzentwurfs. 
Es widerspreche dem Zweck der Straf-
rechtlichen Rehabilitierung, lediglich 
den Eltern und nicht auch den Kindern 
eine Entschädigung zu ermöglichen. 
Denn von der politischen Verfolgung der 
Eltern sei notwendigerweise immer die 
gesamte Familie betroffen gewesen, die 
durch die Inhaftierung der Eltern und die 

Basierend auf diesem Fall rufen die 
Platform of European Memory and Con-
science und die UOKG Betroffene auf, vor 
tschechischen und slowakischen Gerich-
ten eine Rehabilitierung und Entschädi-
gung zu beantragen.

Betroffene mit einem Interesse an einem 
entsprechenden juristischen Vorgang 
wenden sich bitte an die E-Mail-Adresse 
justice@memoryandconscience.eu.

Für weitere Informationen kontaktieren 
Sie bitte:

Göran Lindblad, Präsident, 
president@memoryandconscience.eu,
+46-706 71 03 66,

Dr. Neela Winkelmann, 
geschäftsführende Direktorin, 
director@memoryandconscience.eu    

Heimunterbringung der Kinder ausein-
andergerissen wurde.

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf 
vor, daß Anträge auf strafrechtliche Re-
habilitierung noch bis Ende 2029 gestellt 
werden können. Nach der geltenden 
Rechtslage sind solche Anträge nur noch 
bis Ende 2019 möglich.

Die Vorlage entspricht inhaltlich weit-
gehend einem Gesetzesantrag, den der 
Bundesrat Anfang des Jahres in den 18. 
Bundestag eingebracht hatte 774/16 (B) 
[PDF, 74KB]. Dort wurde er jedoch nicht 
aufgegriffen, weshalb er zum Ende der Le-
gislaturperiode der Diskontinuität unterfal-
len ist. Um dem Anliegen eine neue Chance 
zu geben, haben die Länder beschlossen, 
das Vorhaben noch einmal anzustoßen. 

Soziale Lage politisch Verfolgter 
der SBZ/DDR verbessern

(LAkD) Die Initiative der Aufarbeitungs-
beauftragten des Landes Brandenburg, 
die soziale Lage politisch Verfolgter der 
SBZ/DDR zu verbessern, wird von den 
Fraktionen des Brandenburger Landtags 
aktiv unterstützt. Die Verbesserung be-
darf der Änderung des Bundesrechts. Die 
Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der 
Folgen der kommunistischen Diktatur, 
Dr. Maria Nooke, sagt dazu: „Ich begrü-
ße die Entscheidung der Fraktionen aus-
drücklich, in einem gemeinsamen Antrag 
die Landesregierung aufzufordern, die-

ses Anliegen im Bundesrat einzubringen. 
Aus unserer Beratungsarbeit wissen wir, 
daß viele in der SBZ/DDR politisch Ver-
folgte heute in schwierigen Verhältnissen 
 leben.“ 

Betroffene haben bis heute grundsätz-
liche Probleme zu bewältigen, z.B. ver-
ringertes Einkommen oder geringe Ren-
te, gesundheitliche Verfolgungsschäden 
insbesondere psychische Erkrankungen, 
mangelnde gesellschaftliche Integration 
und Teilhabe. 

Diese Langzeitfolgen politischer Ver-
folgung wirken in den meisten Fällen 
dauerhaft und unmittelbar schwer fort. 
Es bedarf deshalb der gesellschaftlichen 
Anstrengung, die Betroffenen zu unter-
stützen, war es doch gerade auch ihr 
widerständiges Handeln, ihr mutiges En-
gagement, das zur Friedlichen Revolution 
vor 28 Jahren geführt hat. 

Ziel der Bundesratsinitiative soll es sein, 
den Zugang zu sozialer Unterstützung zu 
verbessern, den Kreis der Berechtigten zu 
erweitern, die Anerkennung von Verfol-
gungsschäden zu erleichtern und die 2019 
auslaufende Frist für die Antragstellung 
nach den entsprechenden SED-Unrechts-
bereinigungsgesetzen aufzuheben.        



5Interview

„Wir müssen noch viel besser werden“
Ein Gespräch mit Dieter Dombrowski, dem Bundesvorsitzenden der UOKG

stacheldraht: Sie haben eine Amtspe-
riode als UOKG-Vorsitzender hinter sich, 
wurden für eine zweite gewählt, herz-
lichen Glückwunsch! Wie geht es Ihnen 
jetzt?

Dombrowski: Es geht mir gut, und ich 
habe mich über die große Zustimmung 
gefreut. Vor allem deshalb, weil es in den 
letzten beiden Jahren ja auch Verände-
rungen gegeben hat, die erstmal erläu-
tert werden mußten. Wie ich gemerkt 
habe, wurden sie von den Mitgliedsver-
bänden akzeptiert und begrüßt.

stacheldraht: Gibt es Forderungen, an 
denen die Bundespolitik in den nächsten 
Jahren nicht oder kaum vorbeikommt?

Dombrowski: Die Hauptforderung ist 
eigentlich, daß die SED-Opfer wieder 
als Betroffene, und ich sage auch: als 
Wählergruppe, erkannt werden müs-
sen. Es gibt zahlreiche individuelle 
Probleme. Das geht von der noch nicht 
einmal beschlossenen Entfristung der 
Rehabilitierungsgesetze über das große 
Thema der Rentenüberleitung mit vie-
len Ungerechtigkeiten für ehemalige 
Flüchtlinge und Übersiedler bis zu einer 
verbesserungswürdigen Begutachtungs-
praxis bei Haftfolgeschäden und ande-
ren Fragen mehr.

stacheldraht: Sie haben im  Editorial 
schon einiges von den Erfolgen der 
UOKG in den letzten zwei Jahren aufge-
zählt, das ist aber doch nicht alles.

Dombrowski: Darüber hinaus konnten 
wir natürlich noch viele andere Projekte 
zum Erfolg oder zu einem erfolgreichen 
Zwischenschritt bringen, z. B. haben 
wir bei allen Ministerpräsidenten der 
Bundesländer angeregt, für ehemalige 
politisch Verfolgte einen Härtefallfonds 
und ein Sozialticket – dem Vorbild der 
Länder Brandenburg und Berlin folgend 
– einzuführen. Wir haben das große 
Forschungsprojekt zur Aufarbeitung 
des SED-Unrechts der Bundesministerin 
für Bildung und Forschung mit auf den 
Weg gebracht und ein Artikelgesetz als 
Handreichung für die politischen Ent-
scheidungsträger ausgearbeitet, in dem 
wir für fast alle Rechts- oder besser 
Unrechtsbereiche Lösungsvorschläge in 
der Form von Gesetzestexten gemacht 
haben. 

stacheldraht: Und was ist nicht gelun-
gen?

Dombrowski: Nicht gelungen ist  bisher, 
entscheidend weiterzukommen beim The-
ma Entschädigung für Zwangsarbeit und 
Entschädigung der Zwangsumgesiedelten, 
ebenso bei einer wirksamen Verbesserung 
der Begutachtung von Haftfolgeschäden. 
Weil das Unrecht der SED so breit gefä-
chert war, wären noch viele Themen zu 
nennen, und die Seite würde nicht aus-
reichen. Das wird noch eine mühselige 
Arbeit, aber wir geben nicht auf.

stacheldraht: Welche Ziele setzt sich die 
UOKG als Organisation für die nächsten 
Jahre?

Dombrowski: Unser Ziel ist es, in der 
Arbeit noch professioneller zu werden. 
Wir hatten kürzlich Besuch der neuen Ab-
teilungsleiterin bei der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien, 
Maria Bering. Sie sagte von sich aus, daß 
aus Sicht der Bundesregierung die Arbeit 
der UOKG professioneller geworden sei. 
Das ist ein Lob für die Mitarbeiter, aber 
wir müssen noch viel besser werden. Die 
SED-Opfer haben keine Lobby, deshalb 
müssen wir mehr als andere für unsere 
Ziele werben. Wir sind nicht die deutsche 
Automobilbauindustrie, die überall offene 
Türen vorfindet.

stacheldraht: Was sind Ihre Schwer-
punkte bei der Arbeit in den nächsten 
zwei Jahren?

Dombrowski: Ich möchte unbedingt die 
Zusammenarbeit mit unseren Mitglieds-
verbänden und –initiativen verstärken. 
Das ist ganz wichtig, damit die Kompe-
tenzen, die in diesen einzelnen Gruppen 
vorhanden sind, auch möglichst reibungs- 
und nahtlos in unsere Arbeit einfließen. 
Und dafür ist es unabdingbar, daß wir 
einen ganz intensiven und partnerschaft-
lichen Kontakt haben. Wenn das gelingt, 
dann werden wir auch die Ergebnisse, auf 
die alle warten, noch besser und schneller 
erreichen können.

stacheldraht: Und für welche Probleme 
wünschen Sie sich ganz persönlich einen 
Durchbruch?

Dombrowski: Ganz besonders wichtig 
ist mir die faire Begutachtung von haft- 

und verfolgungsbedingten Gesundheits-
schäden. Denn davon sind sehr, sehr 
viele betroffen, die bisher überhaupt 
keine Chancen haben, Anerkennung und 
Entschädigung zu erhalten. Bisher muß 
der Nachweis erbracht werden, daß der 
eine oder andere von ihnen vor 30 oder 
40 Jahren an dem Tag um diese Uhrzeit 
einen Unfall hatte zum Beispiel bei der 
Deutschen Reichsbahn oder im Zuchthaus 
Cottbus, aufgrund dessen er heute einen 
Schaden hat. Das ist natürlich nicht mög-
lich. Hier brauchen wir die Beweislastum-
kehr und auch Gutachter, die in der Lage 
sind, sich überhaupt mit der Thematik 
sachgerecht auseinanderzusetzen. 

stacheldraht: An diesem Thema sind 
schon viele verzweifelt. Lohnt es sich 
denn angesichts der Schwierigkeiten 
überhaupt weiterzukämpfen?

Dombrowski: Ich glaube, daß wir kei-
nen Grund haben, aufzugeben oder den 
Kopf in den Sand zu stecken. Wir müssen 
unsere Forderungen gemeinschaftlich er-
heben. Und dann werden wir auch, nach 
meiner Überzeugung jedenfalls, zu wei-
teren Besserstellungen und Hilfen für die 
SED-Opfer kommen. 

stacheldraht: Vielen Dank für das Ge-
spräch, Herr Dombrowski.                   

Dieter Dombrowski: „Die SED-Opfer haben keine Lobby, 
 deshalb müssen wir mehr als andere für unsere Ziele werben.“
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Bürgerkomitee Leipzig e.V.
Jeweils sonnabends, am 16. Dezember  sowie am 6., 
13, 20. und 27. Januar, 14.00 Uhr: Stadtrundgang 
„Auf den Spuren der Friedlichen Revolu tion“, Treff-
punkt Leipzig, Hauptportal Nikolaikirche
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Auch Geist und Seele brauchen Nahrung

Warum mußten wir flüchten? Wenn die 
Heimat zur Hölle geworden ist, muß man 
fliehen.

1954 sind meine Eltern vor der blutigen 
Landreform des kommunistischen Re-
gimes von Nord- nach Süd-Vietnam 
geflüchtet. Ich war damals drei Jahre 
alt. Wir gehörten zu der einen Milli-
on Nordvietnamesen, die sich in dieser 
Zeit in Süd-Vietnam niedergelassen ha-
ben. Mein Vater arbeitete in Süd-Vietnam 
bei der staatlichen Eisenbahngesellschaft 
in Qui Nhon. Von 1955 bis 1959 hatten 
wir noch Frieden im Land, obwohl der 
Guerillakrieg der Vietcongs bereits 1957 
begonnen hatte.

1960 wurde mein Vater wegen zuneh-
mender Angriffe der Vietcongs auf die 
Eisenbahn nach Saigon zurückbeordert. 

Kurz darauf wurden Bahngleise und 
Züge durch die ständigen Minenspren-
gungen der Vietcongs völlig zerstört, 
so daß die Eisenbahnverbindung in 
Süd-Vietnam nicht mehr funktionierte. 
Meine schulische Ausbildung habe 
ich damals in der großen Stadt Saigon 
fortgesetzt und anschließend das Medi-
zinstudium an der Saigoner Universität 
absolviert.

Der Krieg wurde in Saigon nur in Form 
von terroristischen Anschlägen, wie z.B. 
Granatenattentate im Stadtzentrum oder 
Raketenangriffe aus dem Umland auf 
die Stadt, wahrgenommen. Die Klassen-
fahrten außerhalb Saigons waren wegen 
verminter Straßen lebensgefährlich ge-
worden.

Junge Männer aus Süd-Vietnam wurden 
für den Krieg eingezogen. Sie kämpften 
für uns, damit die Menschen in Saigon 
in Frieden leben, in Frieden studieren 
konnten. Millionen Menschen wurden 
im Kriegseinsatz getötet, verwundet oder 
Opfer der Massaker des Vietcongs, wie in 
der Tet-Offensive 1968. Es waren unse-
re Väter, Brüder, Klassenkameraden und 
Freunde.

Trotz der offensiven Attacken des Viet-
congs in allen Bereichen, sowohl politisch 
als auch militärisch, hatte die Republik 
Vietnam in Süd-Vietnam folgendes er-
reicht: einen Rechtsstaat mit Einhaltung 
der Grundsätze der Menschenrechte 
aufzubauen, ein kostenloses staat liches 
Schulsystem bis zur Universität zu schaf-
fen, kostenlose staatliche Krankenhäu-
ser anzubieten und kulturelles Leben 

zu fördern. Wir 
hatten Tausende 
Schriftsteller, Dich-
ter, Musiker, Hun-
derte unabhängige 
Zeitungen, Hun-
derttausende Bü-
cher und wertvolle 
Musikstücke. Mein 
Leben war genauso 
wie das Leben aller 
Studenten auf der 
Welt. Neben der 
Universität las ich 
gerne, hörte Musik 
und wollte die weite 
Welt kennenlernen.

Nach der Niederlage 
von Süd-Vietnam am 
30. April 1975 brei-

teten sich als Rache Unterdrückung und 
Terror in Süd-Vietnam aus. Die neue Regie-
rung war ein totalitäres kommunistisches 
Regime mit kommunistischer Gewaltherr-
schaft ohne Legislative und ohne Judika-
tive. Das bedeutete, ein Land ohne rechts-
staatliche Gesetze. Süd-Vietnam wurde 
ein großes Gefängnislager hinter einem 
 Eisernen Vorhang. Bücher, auch Fachbü-
cher und Literatur, wurden verbrannt, Mu-
sik verboten, Menschen willkürlich ohne 
juristische Verfahren verhaftet.  

Infolge der Umerziehungsmaßnah men
wurden Hunderttausende männliche Süd -
vietnamesen in Zwangsarbeitslagern ein -
gesperrt, viele von ihnen grausam zu 
Tode gefoltert. Ihre Frauen und Kinder 
wurden aus ihren Wohnorten deportiert 

und in sogenannte Neue ökonomische 
Zonen verbannt, wo sie praktisch vor dem 
Nichts standen.

Nach drei Jahren politischer Schulung an 
der Universität habe ich 1978 endlich 
eine Arbeitsstelle zugewiesen bekom-
men. Während der Arbeit im Kranken-
haus wurden meine Enttäuschung und 
Frustration immer größer. Die Führungs-
kräfte aus Nord-Vietnam waren schlecht 
ausgebildet, ihnen fehlte es vor allem an 
Allgemeinbildung und Fachwissen. Die 
Gedanken wurden in Anlehnung an den 
Marxismus-Leninismus geformt, Anders-
denkende nicht geduldet. Es gab keine 
Perspektiven mehr für uns. 

Ein Mensch braucht nicht nur Essen und 
Trinken. Auch Geist und Seele brauchen 
Nahrung. Die Gedanken sind frei. Aber 
wenn die Gedanken sich nicht frei ent-
falten können und der Mensch tagtäg-
lich nur ums Überleben kämpfen muß, 
sterben die Gedanken im Laufe der Zeit. 
Da meine Lebensräume, sowohl privat als 
auch beruflich, immer enger wurden, er-
stickte ich fast darin. 

Für mich kam nur noch die Flucht in 
 Frage. Die Flucht bedeutete jedoch, auch 
den Tod in Kauf zu nehmen und die ge-
liebten Menschen zurückzulassen. Am 17. 
April 1979 flüchtete ich mit meiner dama-
ligen Schulfreundin, die jetzt in Paris lebt. 
Wir waren insgesamt 297 Menschen auf 
einem Fischerboot. Das Boot war ca. 18 
Meter lang und drei Meter breit. In die-
sen vier Tagen auf dem Meer wurden wir 
zweimal von thailändischen Piraten aus-
geraubt, aber zum großen Glück wurden 
die Frauen und Mädchen nicht vergewal-
tigt. Am 21. April 1979 landeten wir am 
Strand von Kuala Trengganu. Drei Tage 
später wurden wir von der Organisation 
UNHCR (United Nations High Commissio-
ner for Refugees) auf die Flüchtlingsinsel 
Pulau Bidong gebracht. Auf der Insel be-
treute ich freiwillig im Sick-Bay-Kranken-
haus Hunderte vergewaltigte Frauen und 
Mädchen. Manche Opfer waren erst 13 
Jahren alt, mit schweren genitalen Infek-
tionen. 

Am 5. März 1981 landete ich mit einer 
Lufthansa-Maschine in Berlin Tegel. Ich 
war allein. Zuerst wurde ich in einem 
Flüchtlingsheim untergebracht. Dort er-
hielt ich über acht Monate Deutschun-
terricht. Später heiratete ich. Nach der 
Geburt meiner zweiten Tochter im Jahr 

Gedenkstein am Cap-Anamur-Denkmal in Hamburg mit Danksagung 
der vietnamesischen Flüchtlinge.
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1983 wurde mein medizinisches Zeugnis 
in Deutschland anerkannt. Meine erste 
Arbeitsstelle war das Westend-Kran-
kenhaus. Seit 1986 bis zu meinem Ren-
teneintritt im September 2016, also 30 
Jahre hindurch, habe ich im Krankenhaus 
Bethel Lichterfelde den Menschen ge-
dient. Hier in Berlin habe ich ein erfülltes 
Leben. Ich kann es so leben, wie ich es 
für richtig halte, hier bleibt die Würde des 
Menschen unantastbar.

Ich lese viel, schreibe meine kleinen 
Beiträge, höre die Musik, die ich liebe, 
ohne Angst haben zu müssen, verhaftet 
zu werden. Ich genieße das multikultu-
relle Leben und fühle mich vom Rechts-
staat beschützt. Nach fast 40 Jahren 
sind alle ehemaligen vietnamesischen 
Flüchtlinge deutsche Bürger mit Immigra-
tionshintergrund geworden. Wir sind in 
allen Bereichen fast vollständig inte-
griert. Nichtsdestotrotz sehnen wir uns 
nach unserer Heimat. 

Wie sieht das Land heute aus – 42 Jahre 
nach Kriegsende? Amnesty internatio-
nal sieht auch langfristig keine Verbesse-
rungen der Menschenrechte in Vietnam. 
Im Ausland werden Vietnamesen über-
wacht. Im Land selbst gehören Men-
schenrechtsverletzungen zum Alltag. 

Am 5. April 2017 hat der Deutsche Rich-
terbund seinen Menschenrechtspreis an 
den vietnamesischen Menschenrechtsan-
walt Nguyen Van Dai verliehen. Nguyen 
Van Dai setzt sich als Rechtsanwalt seit 
Beginn seiner Berufslaufbahn für die 
Einhaltung von Menschenrechten ein. 
Er saß mehrfach in Haft und ist aktuell 
seit Dezember 2015 im Gefängnis. Seiner 
Frau wurde die Ausreise aus Vietnam, 

um den Preis entgegen zu nehmen, ver-
wehrt. Deshalb mußte Bundespräsident 
Steinmeier den Preis einem Vertreter 
überreichen.

Neben den Menschenrechtsverletzun-
gen häufen sich auch die Umweltka-
tastrophen in Vietnam. Allein im Fall 
Formosa im April 2016 in Vung Ang Ha 
Tinh lagen tonnenweise tote Fische ent-
lang der hundert Kilometer langen Küste 
der Zentralprovinz. 

Die Existenz der Menschen ist dort durch 
die Vergiftung der Umwelt bedroht. Durch 
Korruption und ähnliche Machenschaften 
werden die Umweltkatastrophen in Viet-
nam vor den internationalen Medien und 
Organisationen verharmlost oder sogar 
vertuscht.

Ich bitte daher, bei allen Projekten mit 
Vietnam, sei es Entwicklungshilfe oder 
Joint Venture, immer darauf zu achten, 
daß Freiheit, Demokratie und Menschen-
rechte Vorrang vor wirtschaftlichen In-
teressen haben müssen. Deutschland ist 
ein Musterland der Demokratie und Men-
schenrechte. Es sollte nicht nur Waren 
exportieren, sondern auch die deutschen 
Werte für ein menschenwürdiges Leben.

  Hoang Thi My Lam

(Dr. med. Hoang Thi My Lam ist Vorsit-
zende des Bundesverbandes der vietna-
mesischen Flüchtlinge in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Der Text ist ein Vortrag, 
den die Autorin im April dieses Jahres auf 
einer Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung 
und des Dokumentationszentrums und 
Museums über die Migration in Deutsch-
land e.V. in Berlin hielt.)

Neues Denkmal für Felix Dserschinski
(ub)In der russischen Stadt Kirow ist 
am 5. September mit einem Festakt ein 
Denkmal für Felix Dserschinski einge-
weiht worden. Mehrere einflußreiche 
Politiker aus Kirow waren anwesend, 
darunter zwei Anwärter auf den Posten 
des Gouverneurs. Wie Journalisten mit-
teilten, war die Initiative dazu von FSB-
Veteranen ausgegangen und hatte die 
Unterstützung von Abgeordneten der 
Duma der Stadt Kirow bekommen.

Dserschinski wurde unter anderem für 
sein „Wirken für das Wohl des Staats 
und seinen Kampf gegen den Terror“ ge-
rühmt. Der amtierende Gouverneur des 

Gebiets Kirow, Igor Wassiliew, seinerzeit 
selbst KGB-Mitarbeiter, sieht Dserschinski 
in einer Reihe mit „tapferen, selbstlosen 
Menschen“, die „unser Land gegen Ter-
rorismus und Verbrechen verteidigen“ 
und „unsere Staatsordnung schützen“. 

Mit keinem Wort wurde erwähnt, daß 
genau vor 99 Jahren, am 5. September 
1918, das Dekret unterzeichnet wurde, 
das den „Roten Terror“ einleitete, an dem 
Felix Dserschinski maßgeblichen Anteil 
hatte. Den „Roten Terror“ definierte er 
als „Einschüchterung, Verhaftungen und 
Vernichtung der Feinde der Revolution auf 
Grund ihrer Klassenzugehörigkeit“.      

Hilfe von 
den eigenen 
Flüchtlingen
Von den über 30 000 nordkoreanischen 
Geflohenen in Süd-Korea sendet über 
die Hälfte regelmäßig Geld zur Unter-
stützung ihrer zurückgelassenen Ange-
hörigen in der „Demokratischen Volks-
republik Korea“. Nach Befragungen 
von Flüchtlingen in Seoul beträgt bei 
63 Prozent von ihnen die Höhe jährlich 
umgerechnet 1000 Euro. Man schätzt, 
daß die Gesamtsumme dieser finanzi-
ellen Hilfen durch die Flüchtlinge pro 
Jahr rund zehn Millionen Euro beträgt. 
(Eine normale Familie im „Paradies“ Kim 
Jong-uns kann von 1000 Euro ein gan-
zes Jahr leben.)

Der Weg geht über illegale Mittelsmän-
ner in China, die das Geld – zumeist aller-
dings für allgemein 15 Prozent „Gebühr“ 
– nach Nord-Korea zu den Angehörigen 
schmuggeln.

    Friedrich-Wilhelm Schlomann

Richtigstellung
Leider sind im Artikel „Neue Stiftungs-
richtlinie“, Ausg. 8/2017, S. 4, einige 
Formulierungen enthalten, die zu Miß-
verständnissen führen könnten bzw. 
nicht richtig sind. Der erste Satz in Spal-
te zwei muß ergänzt werden durch „mit 
Ausnahme der unter 3 genannten“. Im 
gleichen Absatz muß die Summe von 
1000,– Euro durch „1100,– Euro“ er-
setzt werden. 

Der letzte Absatz in Spalte zwei muß 
beginnen „Beim ersten bis dritten An-
trag…“, und weitergehen mit „ab der 
vierten bis siebenten Antragstellung…“.

Der vorletzte Absatz des Artikels 
 entfällt, statt dessen: „Folgeanträge 
sollten grundsätzlich erst 2 bis 3 Mo-
nate vor Ablauf der Jahresfrist, ausge-
hend vom Datum der vorangegangenen 
Bewilligung, gestellt werden, um einer 
eventuellen Ablehnung entgegenzu-
wirken.“

Übrigens gibt es auch keine Richtlinie des 
Stiftungsrates, sondern eine neue interne 
Arbeitsanweisung des Vorstandes auf 
Basis der bestehenden Stiftungsrichtlinie.

      E. Weise
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Die vergessenen Kämpfer der ersten Stunde
Von Horst Schüler, 
Ehrenvorsitzender der Union der Opferverbände kommunistischer Gewaltherrschaft

Jahrgang 1924 – mein Jahrgang. So 
ein wenig habe ich noch die Weimarer 
Republik erlebt, die brutale Gewalt der 
Wahlkämpfe, die Schlägereien zwischen 
SA-Trupps, Kommunisten und Sozialde-
mokraten, ich weiß um die Verzweiflung 
arbeitsloser Menschen, kann mich an die 
langen Schlangen hungernder Menschen 
erinnern, die dort anstanden, wo es um-
sonst eine warme Mahlzeit gab – wenn 
ich also von Not rede und von einem 
Staat, dessen demokratische Ansätze 
zerrieben wurden von Parteien, die sich 
als Todfeinde gegenüber standen, dann 
weiß ich davon nicht aus Büchern. Und 
weil mein Vater in einem Konzentrati-
onslager der Nazis umkam und er und 
meine Mutter mir Vorbilder waren für die 
Haltung gegen jeden politischen Terror, 

war es mir unmittelbar nach Kriegsende 
bitterernst, nicht nur vom  Aufbau eines 
freiheitlichen Deutschlands zu träumen, 
sondern für einen solchen Staat zu kämp-
fen, ungeachtet aller Gefährdungen, die 
das haben könnte. Zweifellos gilt das 
auch für die überwiegende Mehrheit mei-
ner Kameradinnen und Kameraden, die 
damals im östlichen Teil Deutschlands 
mit mir durch die Kerker und Lager des 
kommunistischen Terrors gingen oder gar 
erschossen wurden.  

Nun haben wir dieses ersehnte demokra-
tische Deutschland, zuerst nur zur Hälfte, 
seit einem Vierteljahrhundert vereint. Und 
ich meine, es ist an der Zeit, sich mal des 
Weges zu erinnern, den wir gegangen 
sind, die Hoffnungen und Enttäuschun-
gen zu summieren, vor allem aber auch 
darüber nachzudenken, welche Rolle wir 
in diesem freiheitlichen Staat spielen, zu 
dessen Bau wir doch die ersten Steine 
setzten. Um es gleich zu sagen: Sie ist 
kläglich genug.  

Drehen wir mal ein paar Jahrzehnte zu-
rück. Als Konrad Adenauer uns Mitte 
der Fünfziger aus der Sowjetunion heim-
geholt hatte, als oft später noch unsere 
Schicksalsgefährten aus Bautzen oder 
Hoheneck entlassen wurden und die 
erste Euphorie des wieder gewonnenen 
Lebens verraucht war, hatten wir alle 
große Mühe, uns im familiären und beruf-
lichen Alltag einigermaßen zurechtzufin-
den. Die Gespenster der Haftzeit blieben 
und bleiben unsere Gefährten, fragen Sie 
mal unsere Lebenspartner. Dann bildeten 
wir Lagergemeinschaften, Opferverbän-
de, Vereinigungen, wir schlossen uns in 
einer Union vieler solcher Zirkel zusam-
men, eine von der Regierung eingesetzte 
Stiftung betreut uns, wir treffen uns in 
regelmäßigen Abständen, erheben da-
bei diese oder jene politische Forderung, 
um dann zu erleben, daß sie meist sehr 
schnell in die Kiste des Vergessens gerät. 
Zwar klopft man uns wohlwollend auf die 
Schulter, dieser oder jener von uns wird 
mit dem Bundesverdienstkreuz ausge-
zeichnet, vom Bundespräsidenten emp-
fangen oder erfährt eine andere Ehrung. 
Nach Jahren hat man uns eine Opferrente 
zugebilligt, die diesen Namen nicht ver-
dient, derweil viele Versorgungsämter 
bemüht waren, durch die Haft erlittene 
Schäden zu bagatellisieren. Und manch-
mal streiten wir auch wie die Kesselflicker 
untereinander – und damit ist unsere Rol-
le eigentlich bereits beschrieben worden.  

Nein, wir sind in den Leitungsgremien der 
politischen Parteien so gut wie nicht ver-
treten. Dort finden sich zwar Angehörige 
der DDR-Bürgerrechtsbewegung, und ich 
weiß sehr wohl, daß ich mich jetzt auf 
politischem Glatteis befinde. Deshalb also: 
Bürgerrechtler gehören selbstverständ-
lich(!) zu den Opfern des Kommunismus, 
so wie wir uns mit allen verbunden fühlen, 
die sich gegen den Terror der DDR-Diktatur 
wandten. Doch bei allem Respekt, den all 
die Frauen und Männer verdienen, die in 
den späteren Jahren der DDR Opposition 
und Widerstand gegen deren Machthaber 
leisteten und dafür sicher auch viel ertra-
gen mußten – die wirklich brutale Fratze 
des kommunistischen Terrors ist ihnen zum 
Glück erspart geblieben. Ich bitte diese 
Einschränkung nicht als Abwertung ihrer 
Opposition zu verstehen. Wir, die durch die 
Folteranstalten des sowjetischen Geheim-
dienstes gingen und danach durch den 

GULag, die im Gelben Elend von Bautzen, 
in Brandenburg, Hoheneck oder sonst wo 
an Leib und Seele geschunden wurden, wir 
sind weiß Gott nicht stolz darauf, all die 
Qual ertragen zu haben. Aber wir haben es 
auch nicht verdient, in dieser freiheitlichen 
deutschen Republik übersehen, vielleicht 
gar vergessen zu werden. 

Ja, aber ihr hättet doch in die Parteien 
eintreten können, wird man sagen. Nie-
mand hätte euch daran gehindert, Mit-
glied zu werden, den langen Weg in die 
Parlamente zu beschreiten. Eine Antwort 
darauf kann jeder nur für sich allein geben. 
Aber zu vermuten ist, daß die meisten von 
uns Widerständlern der ersten Stunden als 
zutiefst gebrochene Existenzen aus den 
Lagern, den Gefängnissen zurückkehrten, 
daß sie Jahre brauchten, um die geschun-
denen Seelen abseits jeder politischen 
Parteitätigkeit gesunden zu lassen, so eine 
Gesundung überhaupt möglich war, daß 
sie große Mühe hatten, überhaupt wieder 
ins normale zivile Leben zu finden.

Als das dann doch gelungen war,  mußten 
wir zusehen, wie im westlichen Deutsch-
land eine Politik der Annäherung an die 
Führung der DDR immer stärker an Ge-
wicht gewann. Manche sahen sie gar auf 
dem Weg, sich zu liberalisieren. Unter 
Liberalität verstanden führende westliche 
Politiker und so manch renommierter 
Journalist  selbst das schändliche Ver-
kaufen der DDR von Häftlingen an die 
Bundesrepublik, um damit ihren maroden 
Haushalt aufzubessern. Ein uns schockie-
render Zeitgeist hatte sich breitgemacht, 
in dem immer stärker übersehen wurde, 
daß demokratische Freiheit und Rechts-
staatlichkeit nicht nur von Rechtsextremen 
bedroht werden, sondern auch von links. 
Nach 1968 meinte man, eine Beschrei-
bung deutschen Leides durch kommunis-
tischen Terror würde die Erinnerung und 
Aufarbeitung der unendlich großen deut-
schen Schuld der Nazi-Verbrechen baga-
tellisieren. Joachim Gauck, unser späterer 
Bundespräsident schrieb deshalb der 
68er Bewegung ins Stammbuch: „Was 
als aufklärerisches Tun begann und zu 
einer nachholenden geistigen Befreiung 
der Deutschen führte, was so die zivilen 
Grundlagen dieser Gesellschaft sicherte, 
das verfestigte sich in bestimmten Kreisen 
zu einem rituellen Antifaschismus, der we-
niger daran interessiert war, an die Leiden 

Häftlinge im GULag bei der Arbeit.
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der Opfer zu erinnern, als den innenpoli-
tischen Gegner zu diskreditieren.“ 

So war es. Vermutlich ist deshalb auch 
bis heute unsere Forderung nach einem 
schlichten Denkmal für die Frauen und 
Männer, die ihr Leben im Kampf gegen 
den kommunistischen Terror verloren,  
vergeblich geblieben. In diesem Zusam-
menhang ist interessant, was die „Frank-
furter Allgemeine Zeitung“ am 28. Okto-
ber 2017 meldete, nämlich: Auf der Kreu-
zung zweier Moskauer Hauptstraßen wird 
für die Opfer des sowjetischen Terrors 
eine monumentale „Mauer der Trauer“ 
des Bildhauers Franguljan enthüllt. Und 
jeweils am 30. Oktober wird der Opfer 
politischer Verfolgung unter den Sowjets 
gedacht. In Moskau waren es allein an 
die Vierzigtausend, die während der Ter-
rorherrschaft Stalins ermordet wurden. In 
einem bereits vor Jahren beschlossenen 
und von Putin unterschriebenen Erlaß 
heißt es dazu wörtlich: Rußland kann 
kein vollgültiger Rechtsstaat werden und 
kann keinen führenden Platz in der Welt-
gemeinschaft einnehmen, wenn es nicht 
das Andenken an seine Bürger pflegt, die 
Opfer politischer Repression wurden.      

Zurück nach Deutschland. 1989! Die Berli-
ner Mauer fiel, die DDR  brach zusammen, 
ungeachtet der Wünsche mancher Politi-
ker, die sie am liebsten „reformiert“ erhal-
ten hätten. Andere feierten sich plötzlich 
als „Väter der Einheit“, die gestern noch 
eine Wiedervereinigung des zerrissenen 
Landes für unendlich lange, lange Zeit 
unmöglich hielten. Bundeskanzler Kohl 
suchte seine wenig  vorhandenen Kennt-
nisse von den Zuständen in der DDR durch 
Kontakte zu allen möglichen Ostdeut-
schen aufzubessern, mit einem von uns 
frühen Widerständlern sprach er nie. Und 
so ist denn auch seine viel zitierte Äuße-
rung von den Portokosten für die Wieder-
vereinigung nicht verwunderlich. 

Doch als wir nun eine juristische und 
moralische Aufarbeitung des kommunis-
tischen Herrschaftssystems erwarteten, 
da bemühten sich im  vereinten Deutsch-
land Parteien und Gerichte um Nachsicht 
gegenüber denen, die selbst alles andere 
als Milde kannten. Beinahe ein Symbol 
für diese Politik wurde ausgerechnet der 
erste Mann des DDR-Terrorapparats, Erich 
Mielke. Der also wurde 1993 nicht etwa 
wegen der unter seinem Kommando ge-
übten Schandtaten zu sechs Jahren Haft   
verurteilt, sondern wegen zweier Morde, 
denen 1931 die Polizeihauptleute Lenk 
und Anlauf am Berliner Bülowplatz zum 
Opfer gefallen waren. Mielke, verantwort-

lich dafür, hatte sich damals durch schnel-
le Flucht nach Moskau der deutschen 
Gerichtsbarkeit entzogen. Alle anderen 
gegen ihn erhobenen Anklagen wurden 
eingestellt. 1995 schon kam er frei und 
konnte sich noch fünf Jahre demokra-
tischer Unbehelligtheit erfreuen, ehe er, 
92jährig, 2000 starb. Konrad Weiß, einer 
der bekanntesten Bürgerrechtler, hat das 
alles in Dresden einmal so kommentiert: 
„Wir waren großmütig und barmherzig 
zu den verdorbenen Greisen, die unser 
Land ins Verderben  getrieben haben, zu 
den Stasi-Knechten und Handlangern der 
SED, zu den Nutznießern des Mangels. Ich 
will mich an meine Angst erinnern, damit 
ich nicht nachsichtig werde mit denen, die 
sich demokratische Sozialisten nannten 
und nennen. Ich will sie an ihren Taten 
erkennen, nicht an ihren Worten.“

Nach und nach wurden so die Ergebnisse 
der friedlichen Revolution von 1989 auf-
geweicht. Die Gerichte hielten sich an die 
von der Politik vorgegebene Milde. Nur 
eine Handvoll Urteile wurden gegenüber 
den unzähligen Menschenrechtsverlet-
zungen in der DDR gefällt, und die bein-
halteten sämtlich kurze Freiheitsstrafen, 
zumeist als Bewährung. Folge war, daß 
letztlich sogar darüber gestritten wurde, 
ob die DDR ein Unrechtsstaat war oder 
nicht. Die auf uns Deutschen lastende 
bedrückende Schuld der schrecklichen 
und unvergleichbaren Nazi-Verbrechen 
beansprucht unser Bewußtsein bis in die 
Gegenwart so stark, daß daneben kaum 
Raum blieb, der ihr folgenden verbreche-
rischen Ideologie die Aufmerksamkeit 
zu schenken, die sie verdient. Die mehr-
fach umbenannte SED sitzt wie selbst-
verständlich als Die Linke-Fraktion im 
Bundestag, das Vermögen der SED bleibt 
auf rätselhafte Weise verschwunden. Die 
alten Kader der DDR-Tschekisten fühlen 
sich so sicher, daß sie sich unter harmlos 
klingenden Namen wie „Arbeitslosenver-
band“ oder „Initiativgruppe Kundschafter 
des Friedens“ organisiert haben. Die Ge-
denkstätte Hohenschönhausen verhöhnen 
sie als „Gruselkabinett“.  Ehemalige Stasi-
Offiziere können ungestraft in ihren alten 
Uniformen auftreten. Herr Gysi und Frau 
Wagenknecht sind gern gesehene Gäste 
bei jeder Talk-Show, zu denen von uns 
noch niemand eingeladen wurde. Die So-
zialdemokraten haben vergessen, wie ihre 
Genossen in der DDR verfolgt wurden, und 
wir werden erleben, daß bei der nächsten 
Wahl die SPD eine Koalition mit der Links-
partei im Bund nicht mehr scheuen wird.   

Wir aber? Wir bleiben die vergessenen 
Kämpfer für ein demokratisches Deutsch-

land aus den ersten Nachkriegsjahren, 
in der Regel von Sowjetischen Militärtri-
bunalen zu horrenden Strafen verurteilt, 
die zumeist Jahrzehnte später von der 
Russischen Militärstaatsanwaltschaft mit 
Rehabilitierungsbescheiden aufgehoben  
wurden. Und daß da im Moskauer Bu-
tyrka-Gefängnis ein paar tausend junge 
deutsche Frauen und Männer erschossen 
und ihre Asche in einem Massengrab auf 
dem Donskoje-Friedhof verscharrt wur-
de – außer ihren Angehörigen weiß da-
von hierzulande kaum jemand.   

Klar: Wir tragen auch selbst einige Schuld 
an diesem Vergessen. Etwa weil es uns 
nicht gelungen ist, unsere Kinder und 
Enkel als zweite und dritte Generation in 
unsere Vereinigungen einzubinden. Oder 
auch, weil wir es nicht geschafft haben, 
unser Medium, den „Stacheldraht“ also, 
einer breiteren Leserschaft zuzuführen. 
Wenn jeder von uns nur zehn Anschrif-
ten dafür geben würde, das wäre bereits 
ein großer Erfolg. Vor allem aber deshalb 
tragen wir Schuld, weil wir oft unseren 
Widerstand klein reden, ihn manchmal 
sogar leugnen mit dem Argument, wir 
seien unschuldig verurteilt worden. Rich-
tig:. Was wir getan haben, daß ist in jeder 
Demokratie nicht nur selbstverständlich, 
sondern sogar erwünscht – nämlich sich 
für Rechtsstaatlichkeit, Freiheit und gegen 
jeden staatlich ausgeübten Terror einzu-
setzen. Nur Diktaturen fürchten so etwas 
wie der Teufel das Weihwasser. Und des-
halb waren wir für die Tschekisten und für 
die Partei, deren Schild und Schwert sie 
sich nannten, schuldig. Deshalb erzwan-
gen sie mit jeder nur denkbaren Folter 
unsinnige Geständnisse, deshalb fälsch-
ten sie Untersuchungsprotokolle, die wir 
nicht lesen konnten, deshalb wurden wir 
in Prozessen verurteilt, die jede demokra-
tische Rechtsprechung verhöhnen. Für die 
Tschekisten und für die kommunistische 
Terrormaschinerie waren wir die erklärten 
und ärgsten Feinde. 

Laßt uns darauf wenigstens stolz sein. 

Deutsche Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990.
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Das Naivchen aus dem Taunus
Eva Rupperts Briefe an Erich Honecker

Im ehemaligen Ost-Berlin steht die DDR-
Nostalgie-Industrie in voller Blüte. Ein 
rundes Dutzend einstiger DDR-Verlage 
verbreitet in Memoiren prominenter DDR-
Rentner und angeblichen Aufklärungs-
schriften ein derart geschöntes Bild des 
SED-Staates, daß man heute noch be-
dauert, dort nicht gelebt zu haben! We-
nige Wochen, nachdem am 6. Mai 2016 
im fernen Santiago de Chile die frühere 
DDR-Volksbildungsministerin Margot Ho -
necker (1927–2016) gestorben war, er-
schien in der „edition ost“ ein umfang-
reicher Band „Post aus Chile“ (336 Sei-
ten) mit dem Untertitel „Die Korrespon-
denz mit Margot Honecker“, deren Emp-
fänger und zugleich Verleger des Buches 
Frank Schumann war, als Pfarrerssohn 
1951 in Torgau geboren, auch bekannt 
als inoffizieller Mitarbeiter „Karl“ der 
Staatssicherheit.

Nun gibt es, unter dem Titel „Liebe Eva“, 
eine zweite Sammlung solcher Briefe, die 
der Verlag als „Zeugnisse von zeitge-
schichtlicher Bedeutung“ anpreist. Die 

Empfängerin der Briefe von Erich und 
Margot Honecker, Dr. Eva Ruppert, ist 
1933 im Saarland geboren und war bis 
1999 Lehrerin für Latein und Griechisch 
an zwei Gymnasien im hessischen Bad 
Homburg vor der Höhe. Sie ist freilich 
eine Revolutionstouristin besonderer Art. 
Als Erich Honecker am 13. März 1991 von 
Berlin nach Moskau geflohen war und 
dort in einem Krankenhaus wegen sei-
nes Lebertumors behandelt wurde, fuhr 
sie mit einem Taxi von Klinik zu Klinik, 
um ihn, den sie überhaupt nicht kannte, 
ausfindig zu machen. Als sie im Sommer 
1992 von einer Kubareise zurückflog und 
in einer Zeitung las, er wäre am 29. Juli 

an Deutschland ausgeliefert worden, war 
sie „entsetzt“ über die Verhaftung dieses 
Politikers, von dem man in Moskau „mit 
respektvoller bis zu bewundernder An-
erkennung“ spräche. Also beschloß sie, 
ihn am 25. August 1992, seinem 80. Ge-
burtstag, in Berlin-Moabit zu besuchen, 
wo er „schon bei den Nazis gesessen“ 
hätte.

Nach diesem Besuch, an dem auch drei 
westdeutsche Kommunisten beteiligt 
gewesen waren, faßte sie Mut, dem ge-
scheiterten Erich Honecker, der seinen 
Staat 1989 in den Abgrund gefahren 
hatte, Briefe ins Gefängnis zu schicken. 
Wie man beim Lesen dieser Briefe er-
fährt, schrieb sie ihm ungleich häufiger 
als er ihr. Man hat den Eindruck, daß sie 
förmlich nach Anerkennung durch einen 
im „Klassenkampf“ erfahrenen Genossen 
lechzte. Als er sie einmal „querida com-
panera“ (liebe Genossin) nannte, war sie 
außer sich vor Freude. Dem Leser kommt 
sie in ihrer aufdringlichen Verehrung 
manchmal vor wie Diederich Heßling aus 
Heinrich Manns Roman „Der Untertan“ 
(1918), der atemlos dem Zweispänner 
nachhechelt, mit dem Kaiser Wilhelm II., 
huldvoll grüßend, durch Rom fährt.

Man fragt sich, was diese biedere Lehre-
rin aus dem Taunus mit ihren Briefen an 
einen abgehalfterten Politiker erreichen 
wollte, der in Berlin wegen Totschlags 
vor Gericht stand, weil er Hunderte von 
DDR-Flüchtlingen an der innerdeutschen 
Grenze hatte erschießen lassen. Von den 
schlimmen Zuständen im SED-Staat, in 
dem sie nie hatte leben müssen, hat diese 
glühende Verehrerin eines kommunisti-
schen Diktators bis heute keine Ahnung. 
Wenn sie, wie sie bekennt, als Touristin 
durch die DDR-Provinz gefahren ist, hat 
sie nur „freundliche, aufgeschlossene, 
hilfsbereite Menschen“ getroffen, so hät-
te sie nur „positive Eindrücke von diesem 
Land“ gewonnen. 

Auch der verhaftete und in Berlin-Moabit 
einsitzende Organisator des Mauerbaus 
von 1961 zeigte weder Einsicht noch 
Lernfähigkeit. Für ihn wie für seine inzwi-
schen an der Karl-Liebknecht-Schule in 
Leverkusen marxistisch geschulte Brief-
partnerin war der über Nacht erfolgte Bau 
des „antifaschistischen Schutzwalls“ eine 
politische Notwendigkeit, weil es sonst 
Krieg gegeben hätte. Diese wahnwitzige 

These vertrat auch sein Gesinnungsge-
nosse Heinz Kessler (1920–2017), von 
1985 bis 1989 DDR-Verteidigungsmini-
ster, der noch heute von Eva Ruppert als 
„Genosse, Vorbild und Freund“ verehrt 
wird, in seinem Buch „Ohne die Mau-
er hätte es Krieg gegeben“ (2011). In 
seinem Brief vom 24. Januar 1991 aus 
dem sowjetrussischen Militärhospital in 
Beelitz/Mark an die „lieben Genossen 
aus der saarländischen Heimat“, eine 
Art Vorspann zur Korrespondenz mit 
Eva Ruppert, beklagte „Genosse Erich“, 
sich selbst im finsteren Keller Mut zu-
sprechend, die „zeitweilige Niederlage 
des Sozialismus“ und den „Verlust der 
DDR“ und verschloß sich damit der Er-
kenntnis, daß der Marxismus-Leninismus 
höchst untauglich war, den Verlauf der 
Geschichte zu erklären. Sollte nicht, wie 
uns im Zuchthaus Waldheim beigebracht 
wurde, nach Feudalismus und Kapitalis-
mus der Sozialismus kommen und danach 
die klassenlose Gesellschaft? Dann aber 
stürzte die Mauer ein, und die Geschich-
te lief rückwärts, denn der Kapitalismus 
kam zurück. Der starrköpfige Staatsrats-
vorsitzende, der von der „deutschen Klas-
senjustiz … nichts“ erwartete, saß nun 
verbittert in seiner Moabiter Einzelzelle, 
und die hessische Genossin bestärkte ihn 
in seinen abwegigen Ansichten.

Verglichen mit den Zuständen im Zucht-
haus Waldheim in Sachsen 1962/64 
lebte Erich Honecker 1992 im Gefäng-
nis Moabit wie im Luxusknast. Er hatte 
eine geräumige Einzelzelle, während wir 
Waldheimer jahrelang zu viert auf 9,2 
Quadratmetern hausen mußten, wobei 
noch zwei Doppelpritschen den Raum zu-
sätzlich einengten. Während der einstige 
Staatsratsvorsitzende eine Toilette mit 
Wasserspülung benutzen konnte, hatten 
wir in Waldheim nur einen stinkenden 
Kübel in der Zelle, der morgens um 4.00 
Uhr, nach dem Wecken, geleert wurde. 
Der Kommunist Erich Honecker durfte 
im Gefängnis des „Klassenfeinds“ einige 
Stunden länger schlafen.

Über mangelnde Post konnte sich „Ge-
nosse Erich“ auch nicht beklagen: Die 
„Genossin Eva“ aus dem Taunus über-
schüttete ihn derart mit Briefen, daß er 
kaum nachkam, sie zu beantworten. So 
erhielt er im August 1992 von ihr sieben 
Briefe. In Waldheim durften wir im Mo-
nat einen Brief von 20 Zeilen schreiben 
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Erich Honecker (l.) beglückwünscht Erich Mielke 1980 
zum 30. Jahrestag des MfS.
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und bekommen. Dazu kamen noch die 
vielen Bücher und Musikkassetten, die 
sie ihm schicken oder mitbringen durfte. 
In Waldheim wäre das unmöglich gewe-
sen! Und dann die Besuche: In Waldheim 
 durfte man einmal im Vierteljahr einen 
Verwandten für eine halbe Stunde spre-
chen. In Moabit bei Erich Honecker gaben 
sich ausländische Kommunisten gegen-
seitig die Klinke in die Hand. So sprach im 
Herbst 1992 der Sandinist Daniel Ortega 
aus dem mittelamerikanischen Nikaragua 
in Moabit vor. Auf DDR-Verhältnisse an-
gewandt, hätte dann auch „Staatsfeind“ 
Gerhard Zwerenz aus Köln, der im Som-
mer 1957 aus Leipzig hatte fliehen müs-
sen, seinen Freund Erich Loest im Zucht-
haus Bautzen besuchen dürfen.

Die Korrespondenz zwischen Erich Hone-
cker in Moabit und Eva Ruppert begann 
am 7. August 1992 und endete am 22. 
Dezember. Am 12. Januar 1993 wurde 
der todkranke Erich Honecker entlassen 
und durfte nach Chile ausreisen, wo er 
am 29. Mai 1994 starb. In den 139 Tagen 
seiner Moabiter Haft hat er Eva Ruppert 
13 Briefe nach Bad Homburg geschickt, 
von ihr ist leider nur einer abgedruckt, so 
daß man nie weiß, worauf er reagiert hat. 
Aber zunehmend mischte sich auch Mar-
got Honecker aus dem fernen Chile ein 
und schrieb drei Briefe an die „Genossin 
Eva“, wobei sie immer, nicht gerade ge-
schichtskundig, von „Großdeutschland“ 
sprach, wenn sie den am 3. Oktober 1990 
gegründeten Staat meinte. So schrieb sie 
am 8. Oktober 1992, daß sie am Tag zu-
vor in Santiago mit ehemaligen DDR-Emi-
granten, chilenischen Kommunisten also, 
die nach 1973 im SED-Staat Zuflucht ge-
funden hatten, den „Tag der Republik“ 
(7. Oktober) gefeiert hätte, und sie fügte 
dann an: „Das Schlimmste ist, daß der 
Revisionismus in die eigenen Reihen ein-
gebrochen ist.“

Der Leser merkt deutlich, daß Eva Rup-
perts Briefe auf den einstigen Staatsrats-
vorsitzenden eine besänftigende, wenn 
nicht therapeutische Wirkung ausübten 
und die innere Verkrampfung lösten 
(5. Oktober: „Deine Briefe bereichern 
meine Gedanken und Gefühle.“). Von der 
Starrheit und Unbelehrbarkeit in seinen 
politischen Aussagen, wie sie beispiels-
weise in seiner Verteidigungsrede vom 
3. Dezember 1992 vor dem Kammerge-
richt Berlin-Moabit zum Ausdruck kamen, 
war hier nichts zu spüren. 

Nachdem der auf dem Gnadenweg am 
13. Januar 1993 freigelassene Gewalt-
verbrecher (Totschlag in 68 Fällen!) nicht 

mehr juristisch zu belangen und nach 
Chile ausgeflogen worden war, über-
nahm Margot Honecker zunehmend die 
Federführung in dieser Korrespondenz, 
während Erich nur noch unterschrieb. 
Nun wurden auch die Antwortbriefe an 
Eva Ruppert spärlicher, und die Fristen 
zwischen Brief und Antwort vergrößerten 
sich, zumal nach Erich Honeckers Tod, bis 
zu einem Vierteljahr.

Margot Honecker gebärdete sich in ihren 
Briefen wie ein lebender Leitartikel der 
SED-Zeitung „Neues Deutschland“. Sie 
war keineswegs Anhängerin von Gregor 
Gysis noch im Dezember 1989 gegründe-
ten SED-Nachfolge-Partei PDS, für sie fast 
schon eine Variante der „Konterrevolu-
tion“, sondern Verfechterin der Interes-
sen einer politischen Sekte, der stalinisti-
schen DKP mit 2017 nur noch 3500 Mit-
gliedern. Diese „Partei“ gewann 1983 
bei der Bundestagswahl 0,2 Prozent der 
Stimmen, seitdem wurden keine Angaben 
mehr gemacht, vermutlich weil die Wäh-
lerzahlen gegen Null tendierten.

Die in den Briefen aus Chile verbrei-
teten Tiraden Margot Honeckers, einer 
abgrundtief gescheiterten DDR-Kommu-
nistin, zeigen in erschreckender Deut-
lichkeit den moralischen Verfall einer 
politischen Kaste, die, streng abgeschirmt 
vom Volk, behauptete, im Auftrag des 
Hegelschen Weltgeists zu handeln, wofür 
ihr jedes Mittel bis zum Mord recht war. 
In Wirklichkeit aber ging es nur um Erhal-
tung und Ausbau der Machtpositionen 
der herrschenden Klasse, deren oberstes 
Organ das in seinen Beschlüssen unfehl-
bare Politbüro war.

Margot Feist, so der Geburtsname, 
sprach in ihren Briefen aus Chile immer 
nur von „Konterrevolution“, wenn der 
Mauerfall vom 9. November 1989 ge-
meint war, und vom „Wiedererstehen 
Großdeutschlands“, wenn es um die 
Wiedervereinigung vom 3. Oktober 1990 
ging. Die Berliner Prozesse wegen Tot-
schlags gegen mehrere Mitglieder des 
Politbüros waren in ihrer ideologischen 
Verblendung „Klassenjustiz“. Obwohl 
der Sozialismus weltweit abgewirtschaf-
tet hatte, sprach sie noch am 13. Dezem-
ber 2015 vom „verfaulenden imperialis-
tischen System“.

Manchmal sind in diesem Buch die Fuß-
noten, die Frank Schumann verfaßt hat, 
weit aufschlußreicher als die Briefe selbst. 
So liest man auf Seite 116, daß die beiden 
NVA-Generäle Heinz Kessler und Fritz 
Streletz sowie Hans Albrecht, der SED-

Vorsitzende des Bezirks Suhl, die vom 
Landgericht Berlin wegen Totschlags am 
16. September 1993 zu hohen Gefäng-
nisstrafen verurteilt worden waren, dage-
gen Widerspruch beim Bundesgerichtshof 
in Karlsruhe eingelegt hätten, der freilich 
am 26. Juli 1994 die Urteile bestätigte. 
Das muß man sich vorstellen: Drei im 
„Klassenkampf“ ergraute Funktionäre 
rufen das oberste Gericht des „Klassen-
feinds“ an, den sie 40 Jahre lang verach-
tet und bekämpft haben. Und es kommt 
noch schlimmer: Während Erich Honecker 
1990 bei der Evangelischen Kirche, bei 
Pfarrer Holmer in Lobetal, Kreis Barnim 
bei Berlin, vorübergehend Unterschlupf 
fand, lebte NVA-Generaloberst und DDR-
Verteidigungsminister Heinz Kessler, der 
noch 2009 DKP-Mitglied geworden war, 
zuletzt im Seniorenstift St. Antonius in 
Berlin-Karlshorst, einem Altenheim der 
Katholischen Kirche.

  Jörg Bernhard Bilke
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Margot Honecker während einer Festrede in der 
Pädagogischen Hochschule Potsdam (1988).
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Leid übertraf menschliche Vorstellung
Gedenken an die Opfer des Speziallagers Nr. 2 Buchenwald 

Etwa 90 Teilnehmer waren am 16. Sep-
tember 2017 zur KZ-Gedenkstätte Buchen-
wald bei Weimar gekommen, um der Op-
fer des Sowjetischen Speziallagers Nr. 2 zu 
gedenken. Unter den Teilnehmern waren 
auch ehemalige Häftlinge der Sowjets von 
1945 bis 1950, die dort im einstigen NS-
Konzentrationslager eingesperrt wurden.

Im August 1945 begann ein Vorkom-
mando mit ersten Internierten aus Erfurt 

auf dem Ettersberg bei 
Weimar das Sowjetische 
Speziallager Buchenwald 
einzurichten. Im Sep-
tember 1945 wurden 
weitere Inhaftierte  aus 
Altenburg, Arnstadt, 
Gera, Langensalza, Nord-
hausen, Rudolstadt und 
Schleiz eingeliefert.

Das Speziallager Nr. 2 
Buchenwald war eines 
der Lager, die von der 
sowjetischen Besatzungs-
macht zur Internierung 
von Deutschen eingerich-
tet wurden. Zehn Lager 
und drei Gefängnisse gab 
es in der sowjetischen 
Besatzungszone. Seit 
August 1945 nutzte der 
sowjetische Sicherheits-
dienst Gebäude des na-

tionalsozialistischen Konzentrationslagers 
Buchenwald. 

Dort wurden ehemalige NSDAP-Funktions-
träger, aber vor allem auch viele unschul-
dige Bürger, Jugendliche und Denunzierte 
interniert. Der Kontakt nach außen war 
total unterbunden. 

Rund 28 000 Insassen erlitten Unglaub-
liches, und viele starben schon im Win-
ter 1946/47. Ingesamt überlebten mehr 
als 7000 Gefangene die Haft nicht. Sie 
starben an den Folgen von Hunger und 
Krankheiten. Erst im Februar 1950, nach 
der Gründung der DDR, wurde das Lager 
aufgelöst. 

Die Toten liegen unter einer Fläche am 
Hang unterhalb des ehemaligen Konzen-
trationslagers. Über ihren Gräbern ist ein 
dichter Buchenwald gewachsen. Ober-
halb des Waldes, am Waldrand, steht ein 
großes Holzkreuz. Dort finden die Gedenk-
feiern statt.

Die Vorsitzende der Initiativgruppe Bu-
chenwald, Heidrun Brauer, brachte zum 
Ausdruck, daß dieses schlimme Gesche-
hen viel früher hätte aufgearbeitet werden 
müssen. Und die Erfahrungen aus den 
beiden schrecklichen Vergangenheiten des 
Lagers bei Weimar seien eine Verpflich-
tung, bei der Bundestagswahl demokra-
tische Parteien zu wählen.

Der inzwischen über 90jährige Vorsit-
zende des Häftlingsbeirats für das ehe-
malige Speziallager Nr. 2, Rolf Staudte, 
hielt eine erschütternde Rede zum Ge-
denken an die Haftopfer und die Toten. 
Besonders die über 1000 Gefangenen, 
die auf eine 5wöchige Bahnfahrt nach 
Karaganda geschickt worden waren, 
erlebten Horrorwochen. „Das war noch 
viel schlimmer, als alle Haftzeiten vor 
und nach diesen fünf Wochen. Das Leid 
auf dieser Reise übertraf jede mensch-
liche Vorstellung.“ 

Bereits am Vortag, am 15. September, 
gab es einen Projekttag mit Zeitzeugen-
gesprächen für Thüringer Schüler. Sie 
hatten die Möglichkeit, sich mit der Ge-
schichte vertraut zu machen und sich mit 
ehemaligen Haftopfern zu unterhalten. 
Mitarbeiter der Gedenkstätte führten die 
Schüler über das ehemalige Lagergelände 
und in die neue Dauerausstellung. 

Zum Abschluß der Gedenkveranstaltung 
am Gedenkkreuz wurde mit einem öku-
menischen Gottesdienst der Toten ge-
dacht. Dann führte die wissenschaftliche 
Mitarbeiterin der Gedenkstätte Buchen-
wald, Dr. Julia Landau, durch die Ausstel-
lung „Von Buchenwald nach Karaganda: 
Internierte des sowjetischen Speziallagers 
Nr. 2 in Kasachstan 1947 bis 1949“.

Anerkennenswert ist die inzwischen her-
vorragende wissenschaftliche Aufarbei-
tung auch der Nachkriegsgeschichte in 
Buchenwald.

Ernst-Otto Schönemann

Der Widerstand gegen das kommunistische 
Regime in der SBZ/DDR wird in vielfältigen 
Formen reflektiert, aber nur selten findet 
er in festen, wiederkehrenden Veranstal-
tungen seinen Platz. Ein Beispiel dafür sind 
die seit 1996 organisierten Belter-Dialoge 
an der Universität Leipzig, organisiert 
durch die Konrad-Adenauer-Stiftung. Be-
reits seit 1994 finden die Halle-Foren in der 
Gedenkstätte „Roter Ochse“ als Koopera-
tionsveranstaltung u.a. der Landeszentrale 
für politische Bildung in Sachsen-Anhalt 
statt. Das diesjährige 23. Halle-Forum am 
25. und 26. Oktober 2017 stand unter 
dem Leitthema „Vom ‚Roten Ochsen‘ nach 
Mühlberg (Elbe). Haft in den sowjetischen 
Speziallagern in der SBZ/DDR“. 

Nach einer Führung durch die Sonder-
ausstellung „Der Seele Freiheit“ in der 

Eine von 1100 Metallstelen, jede 
für ein kleines Massengrab der 
Toten von ein oder zwei Tagen im 
Speziallager Buchenwald mit unbe-
kannten Opfern.

Die Kinder sollen gewarnt werden
Gedenkstätte „Roter Ochse“ erfolgte die 
Veranstaltung erstmals in einer Schule, 
dem Elisabeth-Gymnasium. Vor rund 150 
Teilnehmern, darunter ehemalige poli-
tische Häftlinge des „Roten Ochsen“ wie 
Dr. Horst Hennig, zahlreichen Schülern und 
Lehrern, sprachen eindringliche Grußworte 
der Schulleiter Hans-Michael Mingenbach, 
Bürgermeister Egbert Geier, Landtagsprä-
sidentin Gabriele Brakebusch und Dr. Kai 
Langer, Direktor der Stiftung Gedenkstät-
ten Sachsen-Anhalt. In das Thema führte 
Birgit Neumann-Becker, Landesbeauf-
tragte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, 
ein. Was viele der ehemaligen politischen 
Häftlinge erduldet haben, faßte sie für die 
Zukunft in Worte: „Die Kinder und Kindes-
kinder sollen gewarnt werden, damit sie 
die Demokratie und den Rechtsstaat schät-
zen, die Freiheit lieben und verhindern, 

daß Menschen in Lager gesperrt werden, 
Zwangsarbeit verrichten müssen und vor 
Angst, Hunger, Kälte oder an unbehan-
delten  Krankheiten zugrunde gehen und 
sterben müssen, wie es vielen Kameraden 
unserer Zeitzeugen ergangen ist.“ 

In seinem halbstündigen Vortrag erläuterte 
Dr. Daniel Bohse (Magdeburg) das System 
der Speziallager in der SBZ und nannte 
zahlreiche Internierungsorte im heutigen 
Land Sachsen. Der Transport der Häftlinge 
erfolgte in Viehwaggons. Die Lager in 
Mühlberg und Torgau waren überbelegt. 
Die hohe Sterberate 1946/47 sei auch dem 
damaligen Hungerwinter geschuldet. Über 
30% der 120 000 Häftlinge überlebten 
den Aufenthalt in den Speziallagern nicht.  

Für die jungen Zuhörer waren die an-
schließenden Erfahrungen aus der Arbeit 
der Lagergemeinschaften besonders ein-
drucksvoll. So sprach Pfarrer Matthias 
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DDR-Kindergefängnis Bad Freien-
walde: Betroffene enthüllen Mahnmal

Der Verein „Kindergefängnis Bad Freien-
walde“ hat am 9. November in der Kur-
stadt ein Mahnmal zum Gedenken an das 
erlittene Leid der ehemaligen Insassen 
enthüllt. Über 50 ehemalige Insassen des 
Kindergefängnisses sowie Unterstützer ka-
men dafür nach Bad Freienwalde, darunter 
der Ministerpräsident des Landes Branden-
burg Dietmar Woidke, die bündnisgrüne 
Landtagsabgeordnete Heide Schinowsky, 
der Landrat von Märkisch Oderland Gernot 
Schmidt, wie auch die Landesbeauftragte 
für die Aufarbeitung der kommunistischen 
Diktatur Maria Nooke. Die zwei Meter 
hohe Stahlkonstruktion trägt die Gravur 
„Kindergefängnis 1968–1987. Wir wer-
den es nie vergessen. Den Kindern“.

„Endlich haben wir einen Ort des Erin-
nerns und Gedenkens“, sagte der Vereins-
vorsitzende Roland Herrmann. „Dabei sah 
es vor zwei Jahren alles andere als rosig 
aus. Als wir vor ein paar Jahren zur Stätte 
unseres Leidens zurückkamen, waren wir 
geschockt. Kein Wort des Erinnerns war 
dort zu finden. Durch Baumaßnahmen 

am Haus wurde klar: Unsere Geschichte 
und das Schicksal unzähliger Kinder und 
Jugendlicher, die dort eingesperrt waren, 
wird vergessen. Schnell nahmen wir uns 
vor: Hier muß etwas passieren“, berichtete 
Herrmann. Das ehemalige Kindergefäng-
nis wurde mittlerweile an einen Privatun-
ternehmer verkauft. Trotz mehrfacher Ver-
suche kam kein Kontakt zustande. 

„Auf einer Diskussionsveranstaltung der 
Grünen Anfang des Jahres 2016 lernten 
wir Heide Schinowsky, Landtagsabgeord-
nete der Grünen kennen. Sie engagierte 
sich für unser Vorhaben und wir entwi-
ckelten gemeinsam die Idee eines Mahn-
mals vor dem Gebäude in Bad Freienwal-
de. Ihr gilt unser besonderer Dank“, so 
der Vereinsvorsitzende. 

Unterstützung kam dann auch von an-
derer Seite: Gernot Schmidt, der Landrat 
von Märkisch Oderland, sicherte seine 
Unterstützung zu, wie auch der Minister-
präsident Dietmar Woidke. Der Landkreis 
unterstützte das Mahnmal nicht nur finan-

ziell, sondern kümmerte sich auch um alle 
rechtlichen Fragen rund um die Aufstel-
lung.

Herrmann und seine Mitstreiter hoffen 
nun, daß neben der gesellschaftlichen 
Rehabilitierung auch eine gerichtliche 
Wiedergutmachung nicht mehr blockiert 
wird. Von allen Insassen in Bad Freien-
walde hat bislang nur Norda Krauel eine 
Rehabilitierung erhalten, weil sie sich bis 
zum Bundesverfassungsgericht durch-
geklagt hatte. Ein Schreiben des Präsi-
denten des zuständigen Landgerichtes 
in Frankfurt (Oder) läßt den Opferverein 
aufhorchen. Darin sprach der Präsident 
davon, daß es „höchste Zeit ist, daß die-
sem dunklen Kapitel der Geschichte in 
angemessener Form gedacht wird“. 

Von 1968 bis 1987 wurden in dem Ge-
bäude in der Bad Freienwalder Adolf-Bräu-
tigam-Straße Kinder und Jugendliche im 
Alter von drei bis 17 Jahren unter haftähn-
liche Bedingungen bis zu einem halben 
Jahr eingesperrt. Offiziell diente das Durch-
gangsheim als Zwischenstation bis zu einer 
weiteren Einweisung in Kinderheime.

  Verein Kindergefängnis 
Bad Freienwalde

Taatz über das sowjetische Speziallager 
Nr. 1 bei   Mühlberg, der ehemalige po-
litische Häftling Heinz Galle über das so-
wjetische Speziallager Nr. 8 in Torgau und 
Alexander Latotzky über das sowjetische 
Speziallager Nr. 4 in Bautzen, in dem er 
1948 hinter Stacheldraht geboren wurde. 
Der erste Tag klang aus mit Zeitzeugen-
gesprächen und einem kurzen Besuch von 
Ministerpräsident Dr. Rainer Haseloff. Die 
Schüler waren aufgerufen: „Fragt heute!“         

Der zweite Tag stand unter dem Mot-
to „Aus der Praxis: Vor dem Vergessen 
bewahren!“ Tradiertes Wissen gelte es 
möglichst schriftlich oder auf Tonträgern 
zu bewahren, Informationen zu sammeln 
und Gespräche der Zeitzeugen aufzuneh-
men. Dr. Oskar Schmidt, geboren 1949 in 
Zeitz, lebt heute in Schifferstadt, berichtete 
über das kommunistische Unrecht in der 
Stadt Zeitz, dem „ersten Ort auf ehema-
ligem DDR-Gebiet, in dem eine Inschrift 
für die Opfer der SED-Diktatur durch linke 
Kräfte wieder beseitigt wurde – und zwar 
auf demokrati schem Weg, weil diese Kräfte 
und ihre offenen und verdeckten Unter-
stützer die Mehrheit im Stadtrat stellten 
und bis heute stellen.“ Zu Recht beklagte 
 Schmidt, daß in Zeitz die Opfer des SED-
Regimes mißachtet und das DDR-Regime 
verharm lost werde. Es sollte endlich eine 

Gedenktafel für die Opfer der DDR-Diktatur 
am Altmarkt in Zeitz angebracht werden. 

Dr. Saskia Paul von der Bürgerbewegung 
Leipzig stellte die Sammlung des Vereins 
vor. Ralf Jacob (Halle), Vorsitzender des 
Verbandes der deutschen Archivarinnen 
und Archivare, gab konservatorische An-
regungen, wie man Dokumente, Briefe 
oder Kassiber sicher schützt und archiv-
gerecht aufbewahrt.    

Der Gang in die Schule sei ein erster gro-
ßer Schritt, die junge Generation über den
Widerstand gegen kommunistische Dik-
taturen zu informieren und dafür sensibel 
zu machen. Notwendig sei aber auch, daß 
die Lagergeschehnisse, der GULag, in die 
Lehrpläne der Schulen, in die Geschichts-

bücher aufgenommen wird. Bisher werde 
lediglich über den Lageralltag in einem 
Geschichtsbuch des Landes Sachsen be-
richtet. Die Landeszentrale für politische 
Bildung in Sachsen-Anhalt will sich dieser 
Problematik annehmen. 

Die „Mitteldeutsche Zeitung“ hat am Tag 
der Eröffnung des Halle-Forums Pfarrer 
Matthias Taatz und Dr. André Gursky, 
den langjährigen, verdienstvollen Leiter 
der Gedenkstätte „Roter Ochse“ zitiert – 
in einem ganzseitigen Artikel über „Das 
Lager der Vergessenen“ in Mühlberg. Auf 
die Veranstaltung selbst hat sie ebenfalls 
aufmerksam gemacht. Das ist heute lei-
der nicht mehr selbstverständlich. 

                                        Gerald Wiemers

Podiumsdiskussion u.a. mit (v.l.) Jochen Stern, Herbert Hecht, Eberhard Hoffmann, 
Ministerpräsident Dr. Rainer Haseloff und Birgit Neumann-Becker.
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Eine halbe Million Mißbrauchsfälle

(st) Das zweite UOKG-Verbändetreffen 
dieses Jahres beschäftigte sich am 18. 
und 19. November in Berlin mit den The-
men „Historische, rechtliche und psycho-
logische Hintergründe des sexuellen Miß-
brauchs von Kindern und Jugendlichen 
in der DDR“ sowie der Frage, warum es 
SED-Opfer so schwer haben, in den Me-
dien Beachtung zu finden.

Zur Begrüßung sprach zunächst Dr. Maria 
Nooke, die neu gewählte Brandenburger 
Beauftragte zur Aufarbeitung der Folgen 
der kommunistischen Diktatur. Sie berich-
tete von ihren Arbeitsfeldern, zu denen 
auch die Anlaufstelle für Heimkinder und 
die Anlaufstelle für die „Stiftung Aner-
kennung und Hilfe“ zählen. Die Enthül-
lung des Mahnmals für die Kinder des 

Durchgangsheims Bad Freienwalde am 9. 
November 2017 sei „ein starkes Signal“. 
Von den Opfern psychiatrischer Einrich-
tungen, für die die Stiftung Anerkennung 
und Hilfe eingerichtet wurde, seien be-
reits 400 Anfragen im Land Brandenburg 
eingegangen. Erschreckend wäre, daß 
sie so häufig ohne Förderung geblieben 
seien. Maria Nooke hob hervor, daß ihre 
Institution vom Brandenburger Landtag 
beauftragt worden sei, eine Studie zur 
Lage der Opfer, wie sie nur einmal vom 
Land Thüringen angefertigt worden war, 
zu erstellen.

Roland Jahn, Bundesbeauftragter für die 
Stasi-Unterlagen, erläuterte, was er ge-
genwärtig als seine wichtigsten Aufgaben 
sehe: „Den Opfern gerecht werden und 
eine Brücke zu den nächsten Generati-
onen bauen.“ Er wünsche sich nach ihm 
jemanden im Amt, der es in diesem Sinne 
weiterführe.

Anschließend stellten Dr. Christian Sach-
se, Benjamin Baumgart und Stefanie 
Knorr ihre Expertise „Historische, recht-
liche und psychologische Hintergründe 
des Mißbrauchs an Kindern und Jugend-
lichen in der DDR“ vor. Christian Sachse 
erläuterte, daß an dieser Stelle eigentlich 
eine Arbeit über Zwangsadoption Thema 
gewesen sein solle, diese aber noch „in 
Prüfung“ sei. Er mißtraue solchen Prü-
fungen und halte sie für indirekte Zensur. 
Um die vorliegende Expertise habe es 
seit der Gründung des Runden Tisches 
sexueller Kindesmißbrauch 2010 einen 
Kampf gegeben, denn man glaubte nicht, 
daß es für Mißbrauch in der DDR ein 
spezielles Projekt geben müsse. Dies sei 

jedoch u.a. deshalb 
nötig, weil eine 
Behandlung nur 
möglich sei, wenn 
präzise auf die da-
malige  Situation 
reagiert werden 
könne und weil es 
sich in der DDR 
um „institutionelle 
Vertuschung“ ge-
handelt habe. 
Christian Sachse 
hob die exzellente 
Quellenlage bei 
BStU und Bun-
desarchiv hervor. 
Auf dieser Basis 
wäre man zu dem 
Ergebnis gekom-

men, daß von den 60er bis 80er Jahren 
knapp eine halbe Million Mißbrauchsfälle 
zu verzeichnen seien. Die Expertise wäre 
als Anfang für weitere wissenschaftliche 
Untersuchungen zu verstehen. 

Benjamin Baumgart hatte sich mit der ju-
ristischen Seite beschäftigt und erläuterte 
Gesetze, die in der DDR seit 1968, als ein 
eigenes Strafgesetzbuch in Kraft trat, gal-
ten. Die Ermittler erhielten jedoch keine 
spezielle Ausbildung und es mangelte am 
Opferschutz.

Stefanie Knorr legte die psychosoziale 
Seite des Mißbrauchs dar. Er sei von der 
Familie, Freunden der Eltern, in der Nach-
barschaft, bei „zufälligen Begegnungen“, 
im Ferienlager, in Heimen der Jugendhilfe 
u.a. begangen worden. Die Lebenssitua-
tion der Betroffenen heute wäre häufig 
geprägt von psychischen und physischen 
Erkrankungen, Beziehungsstörungen, so-
zialen, beruflichen und finanziellen Pro-
blemen, Folgen für die Familie und Kampf 
um Rehabilitierung und Entschädigung.

Am Nachmittag fand die Mitgliederver-
sammlung statt. Nach Finanzbericht und 
Bericht des Vorstandes wurde der Vor-
stand neu gewählt. Die Ergebnisse:

Vorsitzender: Dieter Dombrowski
1. Stellvertreter: Roland Lange
2. Stellvertreterin: Carla Ottmann
Beisitzer:  Sybille Krägel, Ernst-

Otto Schönemann, 
Inge Bennewitz, 
 Konstanze Helber

Am nächsten Tag versuchte der Journa-
list Dr. Tomas Kittan in seinem Vortrag 
die Frage zu beantworten, wie die Opfer 
der SED-Diktatur mehr Beachtung in den 
Medien finden könnten. Dazu gehöre 
z.B., sich in den Redaktionen konkrete 
Ansprechpartner zu suchen und bei 
Pressemitteillungen möglicherweise den 
Kontakt zu entsprechenden Betroffenen 
anzubieten. Bei Demonstrationen sei es 
nicht so wichtig, wie viele Teilnehmer 
sie hätten, vielmehr müsse das Auftreten 
spektakulär und originell sein. Der UOKG-
Wochenrückblick solle in möglichst vielen 
Redaktionen zu lesen sein, ein gut ver-
netzter Pressesprecher der UOKG wäre 
ebenfalls hilfreich für die Redaktionen. 
Dann erklärte er, seinem Eindruck nach 
fehlten für die Berichterstattung Beispiele 
von Versöhnung zwischen Opfern und Tä-
tern. Weshalb dies so ist, konnten viele 
seiner Zuhörer dezidiert, teils aus eigener 
Erfahrung erklären, und es folgte noch 
eine sehr angeregte Diskussion.           

Der neu gewählte Vorstand. Erste Reihe (v.l.): Sybille Krägel, Inge Bennewitz, Carla 
Ottmann, Konstanze Helber, zweite Reihe (v.l.): Roland Lange, Dieter Dombrowski, 
Ernst-Otto Schönemann.
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Während des Verbändetreffens war für zwei Tage die 
 Ausstellung „Hammer, Zirkel, Stacheldraht. Zwangsarbeit 
politischer Häftlinge in der DDR“ zu sehen.
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Zum Beitrag „Abgeholt und Vermißt?“, 
Ausg. 8/2017, S. 10

„Weiß der Kuckuck…“ fragte sich Horst 
Schüler in seinem Editorial in Ausgabe 8 
zur aktuellen politischen Lage. Und „weiß 
der Kuckuck?“ frage ich mich, warum soll 
Aufarbeitung neuerdings erschwert wer-
den durch die Anordnung der Dokumen-
tationsstelle der Stiftung Sächsische Ge-
denkstätten, denn ab sofort soll ich mich 
an erweiterten Papierkrieg gewöhnen.   

Seit 1992 arbeite ich ehrenamtlich das 
NKWD-Lager Tost/Oberschlesien auf, in 

Suchanzeige

Projekt Freiheit
Nächstes Jahr wird in Berlin ein tempo-
rärer Ort entstehen, an dem unterschied-
liche Menschen zusammenkommen sol-
len. Es soll ein sozialer Begegnungsraum 
werden, der Bereiche wie Film, Theater, 
Kunst und Musik miteinander verbindet. 
Die Idee ist, für einen kurzen Zeitraum 
eine eigene Welt zu kreieren. Das Thema 
des Projekts ist „Freiheit“. Dafür suchen 
wir Menschen mit unterschiedlichen Hin-
tergründen, die ihre Erfahrungen und 
 Gedanken auf verschiedene Art und Wei-

se im Rahmen des Projekts teilen möch-
ten.

Fragen, die uns beschäftigen, sind u.a.: 
Wie verändert sich das Gefühl von Frei-
heit? Welcher Blick auf die eigene Exi-
stenz entsteht? Dabei entscheiden die 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen selbst, 
wie viel sie von ihren Erfahrungen und 
Begegnungen preisgeben möchten.

Wer wird gesucht?

Menschen, die in ihrem Leben ihre Frei-
heit für einige Zeit verloren haben und 
im Gefängnis waren oder die zur Zeit im 

(bab) Mit dem „Gesetz über den oder die 
Beauftragte zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur im Land Berlin“ (Berliner Auf-
arbeitungsbeauftragtengesetz) vom 10. 
Oktober 2017 werden die Aufgaben und 
Zuständigkeiten des vormaligen Landes-
beauftragten für die Stasi-Unterlagen er-
weitert. Der oder die Beauftragte widmet 

Neue Ausrichtung und Änderung der Kontaktdaten
Berliner Beauftragter zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (vormals LStU Berlin)

sich der Aufarbeitung der DDR-Geschich-
te sowie ihren Folgen in der gesamten 
Bandbreite. Darüber hinaus bleibt er wie 
bisher unmittelbarer Ansprechpartner für 
Betroffene der SED-Diktatur.

Aus dieser Veränderung ergeben sich 
auch neue Kontaktdaten:

offenen Vollzug oder auf Bewährung sind 
und die über ihre Erfahrung des Verlustes 
von Freiheit sprechen möchten, weil diese 
sie zum Beispiel verändert oder geprägt 
hat.

Wann? Wo? Wieviel?

Projektzeitraum 2018; Interviews ab 
sofort, Berlin; Teilnehmer und Teilneh-
merinnen werden nach Einsatz bezahlt; 
Einsatzzeiten sind flexibel

Kontakt: Florine Lindner, Florine@pheno-
menfilms.com, Tel. (0157) 76 46 35 44, 
Adresse: Almstadtstr. 49, 10119 Berlin  

Berliner Beauftragter zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur (Berliner Aufarbeitungs-
beauftragter, BAB)
Anschrift: Scharrenstr. 17, 10178 Berlin, Tel. 
(030) 24 07 92-0, Fax (030) 24 07 92-99, 
E-Mail info@aufarbeitung-berlin.de oder 
vorname.nachname@aufarbeitung-berlin.de,
Internet www.berlin.de/aufarbeitung    

Dauerausstellung über Haftzwangsarbeit in Cottbus
(mrz) Ab dem 10. Dezember ist im Men-
schenrechtszentrum Cottbus die neue 
Dauerausstellung „HAFT – ZWANG – AR-
BEIT im Zuchthaus Cottbus 1933 – 1989“ 
zu sehen. Trotz zahlreicher Publikationen 
zur Stasi-Untersuchungshaft und dem 
Strafvollzug in der DDR sowie einiger Ver-
öffentlichungen speziell zur Zwangsarbeit 

politischer Häftlinge in den vergangenen 
zwei Jahren gibt es bisher keine Ausstel-
lung, die sich schwerpunktmäßig oder 
ausschließlich mit dem Thema Zwangsar-
beit politischer Häftlinge im Strafvollzug 
der DDR und in der Zeit des Nationalsozi-
alismus in der Form befaßt, wie die neue 
Cottbuser Ausstellung. 

Zahlreiche Informationen, authentische 
Objekte aus der jeweiligen Epoche und 
Zeitzeugeninterviews in Schrift und Film 
ermöglichen einen bewegenden Einblick 
in den Arbeitsalltag, die Arbeitsbedin-
gungen, besonders die Auflehnung der 
Häftlinge und die darauf folgenden Diszi-
plinarmaßnahmen.                              

Leserbrief

Erschwerte Aufarbeitung

dem ab Mai 1945 über 4500 zivile Häft-
linge zusammengepfercht wurden. 3700 
Menschen davon waren zuvor im Gelben 
Elend in Bautzen eingekerkert und im 
Laufe des Sommers nach Tost verlagert 
worden, wohl wegen Überfüllung. Zwi-
schen Mai und Dezember 1945 kamen 
hier über 3000 Häftlinge um. Die meisten 
Toten konnte ich ermitteln. Wo sie genau 
verscharrt wurden, ist leider noch unbe-
kannt.   

1994 lernte ich Dr. Klaus-Dieter Müller 
kennen, der die Dokumentations stelle 
in Dresden aufgebaut hatte und uns 

zweimal nach Tost begleitete. Der Mann 
kann Russisch, reiste öfter im Auftrag 
der Stiftung nach Moskau, um dort Ak-
ten einzusehen – um diese auf Mikrofilm 
aufzunehmen und mit nach Dresden zu 
bringen. So auch Unterlagen des NKWD-
Lagers Tost, durch die ich Auskünfte ein-
holen konnte. 

Seit 25 Jahren kontaktieren mich Interes-
sierte, die etwas über den letzten Verbleib 
des Vaters, Großvaters, Urgroßvaters er-
fahren möchten, meist kann ich schon aus 
meiner eigenen umfangreichen Daten-
bank Auskunft geben. Zusätzlich habe ich 
mich mitunter zwecks Ergänzung bei der 
Dokumentationsstelle abgesichert, durch 
die Moskauer Akten. Das funktionierte 
stets zeitnah per Mail, bis Anfang 2016. 
Dann kam ein Formular: „Antrag auf Be-
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nutzung von Sammlungs-Beständen“. 
Der Antrag wurde später mit Unterschrift 
von Dr. Pampel bewilligt. 

Diese unbefristete Bewilligung galt je-
doch gerade ein Jahr, als mir 2017 
mitgeteilt wurde, daß ich ab jetzt für 
jede Anfrage ein Formular einzureichen 
hätte. Auf meine Frage, wieso seine 
Bewilligung plötzlich nicht mehr gilt, 
wurde mir kategorisch erläutert: „Weil 
der Geschäftsführer im September 2016 

Dr. Wolfgang Mayer, Diplom-Lehrer und 
Politikwissenschaftler, der am 9. Septem-
ber 1988 mit 17 ausreisewilligen DDR-
Bürgern aus Ilmenau in Thüringen die 
Dänische Botschaft in Ost-Berlin besetzt 
hat, ist am 2. Oktober in Speyer/Rhein-
land-Pfalz seinem langjährigen Krebslei-
den erlegen.

Geboren am 20. Januar 1950 im Vogt-
land als Sohn aus dem Sudetenland ge-
flüchteter Eltern, erwarb er 1968 an der 
Erweiterten Oberschule „Fritz Heckert“ 
in Zeulenroda das Abiturzeugnis und 
zugleich den Facharbeiterbrief als Ma-
schinenbauer. Danach arbeitete er als 
Postangestellter und verrichtete seinen 
„Ehrendienst“ bei der Nationalen Volks-
armee im Nachrichtensektor.

Von 1970 bis 1975 studierte er Päda-
gogik an der Martin-Luther-Universität 
in Halle-Wittenberg und schloß mit 
dem akademischen Grad eines Diplom-
Lehrers ab. Anschließend war er bis 
1986 in Ilmenau und in der Kreisstadt 
Hildburghausen/Thüringen als Lehrer in 
den Fächern Mathematik und Polytech-

angeordnet hat, daß für Auskünfte zu 
Personen dieser Antrag zu nutzen ist.“ 
Ich bin nicht die einzige, die von dieser 
neuen Anordnung betroffen ist. Unser 
Anliegen bei der Geschichtsaufarbeitung 
ist es, Lücken in Familienbiographien 
zu schließen durch Ermittlungen zu Per-
sonen, die ab 1945 nach Verhaftung 
durch das NKWD in Lagern und GULag 
spurlos verschwanden – vor mehr als 70 
Jahren. Jetzt zwingen uns Datenverwal-
ter zu zeitaufwendigem Papierkrieg! Eine 

befremdliche Bürokratie. Wem gehören 
eigentlich die Daten? 

Als Klaus-Dieter Müller noch im Amt war, 
habe ich der Stiftung einen USB-Stick mit 
sämtlichen von mir gesammelten „Tost“-
Daten überlassen, ohne Bedingung und 
ohne Formular. Ich gehe davon aus, daß 
meine Daten eingepflegt wurden in die 
Datenbank der Dokumentationsstelle.

  Sybille Krägel, Hamburg 

Beratungsangebot
(bükoL) Ein Mitarbeiter des Landesver-
bandes Sachsen der Vereinigung der 
Opfer des Stalinismus (VOS) berät in den 
Räumen der Gedenkstätte Museum in der 
„Runden Ecke“ Leipzig Menschen, die in 
der DDR Opfer politischer Verfolgung ge-
worden sind. Hilfesuchende können sich 
nach vorheriger Anmeldung zwischen 11 
und 14 Uhr u.a. über die verwaltungs-
rechtliche oder die berufliche Rehabili-
tierung und über Wiedergutmachungslei-
stungen informieren sowie Hinweise zum 
Rehabilitierungsverfahren einholen.

Konkrete Themen können beispielsweise 
bei der verwaltungsrechtlichen Reha-
bilitierung die Wiedergutmachung von 
Gesundheitsschäden, von Vermögens-
schäden oder von beruflichen Benach-
teiligungen sein. Bei der beruflichen 
Rehabilitierung geht es insbesondere 
um die Wiedergutmachung von beruf-
lichen Benachteiligungen aufgrund einer 
Freiheitsentziehung, einer rechtsstaats-
widrigen Verwaltungsmaßnahme oder 
einer anderen politisch motivierten Maß-
nahme sowie um die Anerkennung als 

Verfolgter Schüler. Des weiteren kann 
der VOS-Mitarbeiter Hinweise zu straf-
rechtlichen Rehabilitierungsverfahren ge-
ben, u. a. zum Antrag, zu Verfahren, zum 
Rechtsweg oder hilfreiche Anschriften 
nennen. Hierbei geht es um die Aufhe-
bung rechtsstaatswidriger Verurteilungen 
durch  DDR-Gerichte.

Anträge liegen ebenfalls bereit. Die Be-
ratung wird jeden zweiten Mittwoch im 
Monat angeboten. 

Kontakt: Bürgerkomitee Leipzig e.V., Tel. 
(03 41) 961 24 43, Fax (03 41) 961 24 99, 
E-Mail mail@runde-ecke-leipzig.de      

Abschied nik eingesetzt. Ein Antrag, in Afrika als 
Entwicklungshelfer zu arbeiten, wurde 
vom Ministerium für Staatssicherheit 
abgelehnt.

Am 10. März 1987 stellte Wolfgang 
 Mayer für sich, seine Frau und die beiden 
Kinder einen Ausreiseantrag mit der Bitte, 
in die Bundesrepublik Deutschland über-
siedeln zu dürfen, was mit der fristlosen 
Entlassung aus dem Schuldienst, also 
mit Berufsverbot, beantwortet wurde. 
Sein Personalausweis wurde eingezogen 
und durch ein Ersatzdokument ersetzt. 
Von 1987 an bildeten Wolfgang Mayer 
und eine Reihe Ausreisewilliger in Süd-
thüringen eine oppositionelle Gruppe, 
die am 9. September 1988 die Dänische 
Botschaft in Ost-Berlin besetzte, weil vier 
Tage später Dänemarks Ministerpräsi-
dent Poul Schlüter zu einem Staatsbe-
such erwartet wurde. Botschafter Erich 
Krog-Meyer verständigte daraufhin die 
DDR-Regierung, die in der Nacht um 2.30 
Uhr zwei Dutzend MfS-Leute in das Bot-
schaftsgelände, das exterritoriales Gebiet 
war, eindringen und die DDR-Leute ver-
haften ließ. Die 13 Erwachsenen wurden 
zwölf Stunden lang verhört, die fünf Kin-
der in ein Heim der Staatssicherheit ver-
bracht. Später wurden die Flüchtlinge zu 

mehrjährigen Gefängnisstrafen „auf Be-
währung“ verurteilt und durften am 22. 
März 1989 ausreisen.

Wolfgang Mayer nahm seinen Wohnsitz 
in Cochem an der Mosel und verarbeite-
te seine Erfahrungen mit der Ausreise in 
den beiden Büchern „Dänen von Sinnen“ 
(1990) und „Die mit dem Storch zogen“ 
(1992), zog nach Bonn, wo er 1995/98 
bei Prof. Dr. Hans-Helmuth Knütter Po-
litikwissenschaft studierte und mit einer 
Arbeit „Flucht und Ausreise“ (Buchaus-
gabe 2002) in der Beurteilung „magna 
cum laude“ promoviert wurde. Inzwi-
schen war er auch, nach fünfmonatigem 
Sitzstreik vor dem Erfurter Kultusministe-
rium, wieder in den Thüringer Schuldienst 
eingestellt worden.

Wolfgang Mayer war einer von uns, der 
als Referent durchs Land reiste und die 
unwissenden Westdeutschen in Vorträ-
gen und Podiumsdiskussionen über DDR-
Zustände aufklärte. Deshalb gründete er 
auch 2007 im Internet das Diskussionsfo-
rum „Flucht und Ausreise“ mit Hunderten 
von Beiträgen, das jetzt von seiner Frau 
Marika weitergeführt wird.

Jörg Bernhard Bilke
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Der Lärm der Zeit

Das Buch, das Julian Barnes da vorgelegt 
hat, eine Biographie im traditionellen 
Sinn zu nennen, ist sicher falsch. Eher 
ist es ein Künstlerroman. Über einen 
Künstler in bedrückender Zeit, der sich 
selbst als ängstlich, neurotisch, ja hyste-
risch sah, womit er wahrscheinlich nicht 
weit daneben lag. Es ist der Komponist 
Dmitrij Schostakowitsch, und die bedrü-
ckende Zeit reicht von den 30er bis in die 
60er Jahre in der Sowjetunion. 

Folgerichtig beginnt der erste Teil mit den 
Worten: „Er wußte nur eins: dies war die 
schlimmste Zeit.“ Schostakowitsch steht 
mit gepacktem Koffer nachts am Fahr-
stuhl und wartet auf seine Verhaftung. 
Ringsum hat es bereits Freunde, Kollegen 
und Nachbarn getroffen. Es ist die Zeit 
des „Großen Terrors“ unter dem „Groß-
en Führer“ Josef Stalin. Und Schostako-
witsch steht nachts am Fahrstuhl, weil 
er vermeiden will, daß seine Frau und 
die Tochter miterleben, wie er abgeführt 
wird. Doch dazu kommt es nicht. Er wird 
nie erfahren, warum. In den Nächten am 
Fahrstuhl kommt er zu dem Schluß, daß 
es von nun an nur noch zwei Arten von 
Komponisten geben wird. Die einen sind 
am Leben und haben Angst, die anderen 
sind tot.

Mit seinen jüngsten Werken hatte er 
sich den Vorwurf der „Dekadenz“ und 
des „Formalismus“ zugezogen. Die „so-
wjetischen Menschen“ verstünden seine 
Musik angeblich nicht. Er komponiert an-

deres, worauf ein Journalist schreibt: „Die 
schöpferische Antwort eines sowjetischen 
Künstlers auf berechtigte Kritik.“ Diesen 
Satz wird er nie dementieren.

Der zweite Teil ab 1948 beginnt: „Er 
wußte nur eins: Dies war die schlimmste 
Zeit.“ Schostakowitsch ist bei Stalin wie-
der in Ungnade gefallen, wegen seiner 
Oper „Lady Macbeth von Mzensk“, die 
dieser überraschend gehört und mit den 
Worten „Chaos statt Musik“ verworfen 
hatte. Der „Formalist“ ist erneut vogel-
frei, übt Selbstkritik, schämt sich dafür, 
und hier könnte man sagen: Und so wei-
ter und so fort. Den Rest seines Lebens 
wird er wahrhaftige Musik schreiben, 
kritisiert werden, Selbstkritik üben und 
versuchen, Korruptionsangebote abzu-
wehren, scheitern und sich schämen. 
Sein großer internationaler Erfolg hilft 
ihm nicht viel. Auf einem internationa-
len Kongreß in New York lernt er pro-
minente westliche Künstler kennen, die 
des Lobes voll sind von der Sowjetunion. 
Der Lärm der Zeit ist wohl der Lärm sei-
ner Zeit mit ängstlichen, ignoranten oder 
bösartigen Menschen und gleichzeitig 
der Lärm der konformen, nicht authen-
tischen Musik. Die Menschen werden zu 
„Überlebenstechniken“. Das ist kaum 
erträglich für ihn. 

Am Anfang des dritten Teils, der in den 
60er Jahren handelt, steht der Satz: 
„Er wußte nur eins: Dies war die al-
lerschlimmste Zeit.“ Schostakowitsch 

ist älter geworden, 
er lebt nicht gesund 
und geht gnadenlos 
mit sich ins Gericht. 
Er hat unter Druck 
staatlich verordnete 
denunzierende Briefe 
gegen Dissidenten 
oder sonst in Ungna-
de gefallene Künstler 
mit unterschrieben, 
wenn auch nie einen 
Menschen selbst an-
gezeigt. Er kann sich 
kein gutes Gewissen 
generieren und da-
durch letztlich auch 
seine Erfolge nicht 
genießen. Zwar weiß 
er, daß er sich schüt-
zen wollte, um Familie 
und Freunde zu schüt-
zen (die wahrschein-
lich auch tatsächlich 
mit zur Verantwortung gezogen worden 
wären), aber „Feigheit, Integrität und 
Korruption schließen sich in seiner Welt 
nicht aus“.

Es wird nie nur Helden, es wird auch im-
mer mehr als genug schwache Menschen 
geben. In einer Gesellschaft wie jener sta-
linistisch-ideologisch überformten – oder 
jeder anderen totalitären – werden sie 
zerbrechen, besonders die Anständigen 
unter ihnen. Das Schicksal Dmitrij Scho-
stakowitschs tragisch zu nennen, ist nicht 
übertrieben. Ein herausragendes Buch.

  Helene Krause

Julian Barnes: Der Lärm der Zeit, Kie-

penheuer & Witsch 2016, 245 S., 

20,– €

Zwischen Diktatur und Despotie
Der Dramatiker, Lyriker, Erzähler und 
Essayist Peter Schnetz, geboren 1940 in 
Chemnitz, studierte nach einer Lehre als 
Maschinenschlosser an der Arbeiter- und 
Bauernfakultät der Deutschen Hochschu-
le für Musik in Ostberlin und an den Mu-
sikhochschulen in Weimar und Leipzig. 
Wegen eines Fluchtversuches wurde er 
1965 zu einem Jahr Gefängnis und 1969 
wegen staatsfeindlicher Literatur zu drei-
einhalb Jahren Zuchthaus verurteilt. Ne-
ben vielen anderen Veröffentlichungen 
hat er auch vier Dokumentationen mit 
seinen Stasi-Akten vorgelegt.

Sein 2016 herausgebrachtes Buch „Zwi-
schen Diktatur und Despotie“ enthält 
u.a. Theaterstücke, Lyrik, Rezensionen, 

Vernehmungsprotokolle und aus heutiger 
Sicht fast kurios zu nennende „Gutach-
ten“ eines sogenannten Literaturwissen-
schaftlers im Auftrag des MfS über das 
literarische Schaffen des Autors. Die Zu-
sammenstellung des Bandes scheint zu-
nächst willkürlich, ist es aber keineswegs, 
dem aufmerksamen Leser wird das nicht 
verborgen bleiben. 

Der Titel des vorliegenden Buches ist Pe-
ter Schnetz’ eigener Erfahrung entlehnt. 
Nach der Haft im Westen angekommen, 
machte er beim Deutschlandfunk ein Vo-
lontariat und ging dann als Regieassistent 
von 1974 bis 1978 an die Staatsoper von 
Teheran, außerdem arbeitete er für den 
staatlichen iranischen Rundfunk im Deut-

schen Programm. Ein 
Jahr, nachdem er den 
Iran verlassen hatte, 
wurde der Schah ge-
stürzt. So hatte der 
sprachmächtige Autor 
intensive Vergleichs-
möglichkeiten zwi-
schen Diktatur und 
Despotie, die reizvoll 
in diesem Band sicht-
bar werden. 

Lesenswert!

 Gertrud Röder

Peter Schnetz: Zwischen Diktatur und Despotie, Politische Dichtung aus 

der DDR und dem Iran, Verlag Peter Schnetz, Bamberg 2016, 273 S.,

Bezug über: Verlag Peter Schnetz, Habergasse 9, 96047 Bamberg
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Veranstaltungen

12.12. (Di), 16.00 Uhr: 
Aktionstag d. BStU Außenstelle Frank-
furt/Oder; 17.00 Uhr: „Cottbuser Me-
diziner im Visier der Stasi. Der Einfluß 
des MfS auf das Gesundheitswesen“, 
Vortrag v. Rüdiger Sielaff, BStU; Ver-
anstaltung d. BStU Außenstelle Frank-
furt/Oder u.a.; Ort: Stadtmuseum 
Cottbus, Initiative Aufbruch „Region 
Cottbus und die beiden deutschen 
Diktaturen“, Bahnhofstr. 22, 03046 
Cottbus

12.12. (Di), 18.00 Uhr: 
Die Massen und der Massenmord, Ref. 
Prof.Dr. Karl Schlögel; Veranstaltung 
d. Bundesstiftung Aufarbeitung u.a. 
im Rahmen der Reihe „Nach dem 
Ende der Illusion: Was bleibt vom 
Kommunismus im 21. Jahrhundert?“; 
Ort: Bundesstiftung Aufarbeitung, 
Kronenstr. 5, 10117 Berlin 

12.12. (Di), 18.00 Uhr: 
Stalin, Nähmaschine und ich, Buchle-
sung mit der rußland-deutschen Au-
torin Erna Wormsbecher, musikalische 
Umrahmung: Laila Popiolek u. Vanes-
sa Stein, anschließend Beisammensein 
mit Punsch und Gebäck; Veranstal-
tung d. Gedenkbibliothek zu Ehren 
der Opfer des Kommunismus; Ort: 
Gedenkbibliothek, Nikolaikirchplatz 
5–7, 10178 Berlin

12.12. (Di), 19.00 Uhr: 
Der Fall Detlef Chilla, mit Detlef  Chilla, 
Zeitzeuge, Mod. Dr. Volker Höffer, 
BStU; Veranstaltung d. BStU Außen-
stelle Rostock; Ort: Societät Rostock 
maritim (ehem. Schiffahrtsmuseum), 
August-Bebel-Str. 1, 18055 Rostock 

19.12. (Di), 18.00 Uhr: 
Zerbrechliche Ware. Die Christbaum-
schmuckproduktion im Spiegel der 
Stasi, Vortrag v. Sascha Münzel (BStU) 
und Führung; Veranstaltung d. BStU; 
Ort: Stasi-Zentrale, Campus für De-
mokratie, Haus 22, Ruschestr. 103, 
10365 Berlin

19.12. (Di), 19.30 Uhr: 
„Leonid Breschnew. Staatsmann und 
Schauspieler im Schatten Stalins“, 
Buchvorstellung v. Susanne Schatten-
berg; Veranstaltung d. Forschungsstel-
le Osteuropa d. Universität Bremen; 
Ort: Buchhandlung Storm, Langenstr. 
11, 28195 Bremen; Anmeldung unter 
storm@storm-bremen.de 

27.12. (Mi), 17.00 Uhr: 
Unterwegs im Archiv. Führung durch 
den einstigen Sitz der Staatssicherheit 
in Leipzig; Veranstaltung d. BStU Au-
ßenstelle Leipzig; Ort: BStU Außen-
stelle Leipzig, Dittrichring 24, 04109 
Leipzig

Die Farbe Rot
Gerd Koenens Monumentalwerk

Der Autor ist kein unbeschriebnes Blatt, 
und zwar in einem zweifachen Sinn: Zum 
einen hat er bereits mehr als eine Hand-
voll Bücher über den Kommunismus ver-
faßt, zum andern war er ein Jahrzehnt im 
Kommunistischen Bund Westdeutschland 
an führender Position aktiv. Sein neues-
tes Werk über den Kommunismus ist sein 

dickstes. Es besteht 
(neben Prolog und 
Epilog) aus vier „Bü-
chern“, elf „Teilen“, 
42 Kapiteln und 146 
Abschnitten.

Das erste Buch („Kom-
munismus als Weltge-
schichte“) präsentiert 
eine Vorgeschichte des 
Kommunismus, die bei 
der „Urgemeinschaft“ 
einsetzt. Im zweiten 
(„Das Marxsche Mo-
numentum“) geht es 
vornehmlich um die 
Konzeption von Karl 
Marx als Reaktion auf 
die industrielle Revolu-
tion, im dritten um das 
Land, in dem vor 100 
Jahren Kommunisten 
die Macht übernahmen 

(„Warum Rußland?“), wobei erst am Ende 
der Putsch Lenins zur Sprache kommt. Im 
vierten Buch, auf noch nicht einmal 200 
Seiten, wird die Ausbreitung wie das Ende 
des Sowjetkommunismus geschildert 
(„Der Kommunismus in seinem Zeital-
ter“). „Diese Kriege und Konflikte haben 
die vierzig Jahre des sogenannten ‚Kalten 
Krieges’ zu einer der blutigsten Epochen 
der Weltgeschichte gemacht, bis in den 
späten 1970er und frühen 1980er Jahren, 
inmitten eines ‚zweiten Kalten Krieges’, 
der Zenit erreicht und plötzlich überschrit-
ten war. In Weltkriegen und Bürgerkrie-
gen ist der Kommunismus des 20. Jahr-
hunderts entstanden und groß geworden, 
und genau in dem kurzen Moment, in 
dem die innere und äußere Kriegsspan-
nung nachließ, Ende der 1980er Jahre, ist 
er kollabiert und hat sich transformiert“ 
(S. 885 f.). Der Leser erfährt zu wenig 
 darüber und fast nichts über die kommu-
nistischen Staaten des Ostblocks. 

Der Autor macht die Ursachen für die 
Faszinationskraft der kommunistischen 
Ideologie deutlich, weniger die für den 

Untergang der kommunistischen Sys-
teme. Er sieht einen prinzipiellen Bruch 
zwischen Marx und Lenin, jedoch keinen 
prinzipiellen Bruch zwischen diesem und 
Stalin. Gewiß, Koenen ist wahrlich kein 
Apologet kommunistischer Prinzipien, 
aber es fällt auf, wie er Rosa Luxemburg 
gegenüber Lenin in Schutz zu nehmen 
versucht. So heißt es beispielsweise, sie 
habe sich bei der Programmerklärung 
des Spartakusbundes im Dezember 1918 
„in prinzipieller Abgrenzung von den 
bolschewistischen Praktiken“ (S. 857) 
bewegt, wobei Koenen die folgenden 
Sätze Luxemburgs als Beleg anführt: „Die 
proletarische Revolution bedarf für ihre 
Ziele keines Terrors, sie haßt und verab-
scheut den Menschenmord ... Sie ist kein 
verzweifelter Versuch einer Minderheit, 
die Welt mit Gewalt nach ihrem Ideal 
zu morden“ (S. 857 f.). Erstens kritisiert 
Luxemburg in ihrem Aufruf „Was will der 
Spartakusbund?“ mit keinem Wort den 
Bolschewismus, und zweitens finden sich 
in ihm Sätze, die denen Lenins in nichts 
nachstehen. So endet der Aufruf pathe-
tisch: „In diesem letzten Klassenkampf 
der Weltgeschichte gilt dem Feinde das 
Wort: Daumen aufs Auge und Knie auf 
die Brust!“ 

Koenen hat ein gelehrtes Monumental-
werk verfaßt, doch sieht der Leser bei den 
vielen Anekdoten, so interessant sie für 
sich sein mögen, nicht immer den roten 
Faden. Eine Straffung in der ersten Hälfte 
hätte der glänzend geschriebenen Groß-
studie ebenso gut getan wie eine Erwei-
terung in der zweiten. Anders formuliert: 
Die Passagen über die „Ursprünge“ sind 
überdimensioniert, die über die „Geschich-
te“ unterdimensioniert. Die Praxis wird zu-
gunsten der Theorie vernachlässigt.

  Eckhard Jesse

Buchtip

Vertuschter Skandal
Die kontaminierte Anti-D-
Prophylaxe in der DDR 1978/1979 
und ihre Folgen

Von Florian Steger, Carolin Wiethoff, 
Maximilian Schochow 

Mitteldeutscher Verlag 2016, 
312 S., 17,95 €

Gerd Koenen: Die Farbe Rot. Ur-

sprünge und Geschichte des Kommu-

nismus, C.H. Beck, München 2017, 

1133 S., 38,– €
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Der BSV Berlin-Brandenburg gratu-
liert seinen Mitgliedern, die im Ja-
nuar und Februar Geburts tag haben

Dr. Egon Weber am 5. Januar, Edith 
Protze am 12. Januar, Jörg Strauß am 
17. Januar, Heinz Scholz am 27. Januar, 
Norbert Lipski, Eugen Mühlfeit, Hartmut 
Richter am 29. Januar, Michael Kalkstein 
am 30. Januar, Erna Müller, Hubert Po-

Beratungsstelle
des BSV-Fördervereins

Ruschestr. 103, Haus 1, 10365 Berlin
Tel. (030) 55 49 63 34
Fax (030) 55 49 63 35
E-Mail bsv-beratung@gmx.de 

Elke Weise, Juristin
Di 11–18 Uhr, Mi u. Do 11–16 Uhr

Für persönliche Beratungen wird telefonische 
Anmeldung empfohlen.

Das Projekt wird gefördert vom LStU Berlin.

UOKG-Beratungsstelle

Ruschestr. 103, Haus 1, 10365 Berlin
Fax (030) 55 77 93 40

Benjamin Baumgart, Jurist 
Mo– Fr, 10–12 Uhr 
Tel. (030) 55 77 93 53
E-Mail baumgart@uokg.de

Carola Schulze, soziale Beratung
Mo–Fr, 14–16 Uhr
Tel. (030) 55 77 93 52
E-Mail schulze@uokg.de 

Katrin Behr (Thema DDR-Zwangsadoption) 
Mo–Fr, 10 –12 Uhr
Tel. (030) 55 77 93 54
E-Mail behr@uokg.de 

Für persönliche Beratungen wird die telefonische 
Anmeldung empfohlen.

Das Projekt wird gefördert vom LStU Berlin.

9.1. (Di), 18.00 Uhr: 
„Fluchtpunkt Film. Integrationen von 
Flüchtlingen und Vertriebenen durch 
den ost- und westdeutschen Nach-
kriegsfilm 1945-1990“, Dr. Alina Lau-
ra Tiews, Medienwissenschaftlerin, 
präsentiert multimedial ihr Sachbuch; 
Veranstaltung d. Gedenkbibliothek zu 
Ehren der Opfer des Kommunismus; 
Ort: Gedenkbibliothek, Nikolaikirch-
platz 5–7, 10178 Berlin

17.1. (Mi), 18.15 Uhr: 
Krisenprofiteur Stasi. Die DDR-Ge-
heimpolizei  im Chemierevier Halle-
Bitterfeld 1971-1989. Kolloquium, 
Ref. Mark Schiefer, wiss. Mitarbeiter 
Abt. Bildung und Forschung d. BStU; 
Veranstaltung d. BStU; Ort: BStU, Be-
sucherraum/Foyer, Haus 31, Karl-Lieb-
knecht-Str. 31/33, 10178 Berlin

18.1. (Do), 20.00 Uhr: 
„Mischka, Revolutionärin, Gefangene, 
Dissidentin“, Film 1990/91, anschlie-
ßend Gespräch mit Filmemacher Hein-
rich Billstein; Veranstaltung d. For-
schungsstelle Osteuropa d. Universität 
Bremen; Ort: Bremer Kommunalkino 
City 46, Birkenstr. 1, 28195 Bremen

23.1. (Di), 18.00 Uhr: 
„Machtübergabe in Kuba“, Ref. Boris 
Luis Santa Coloma, Journalist u. Filme-
macher; Veranstaltung d. Gedenkbi-
bliothek zu Ehren der Opfer des Kom-
munismus; Ort: Gedenkbibliothek, 
Nikolaikirchplatz 5–7, 10178 Berlin

1.2. (Do), 18.30 Uhr: 
Anspruch und Erbe demokratischer 
Revolutionen, Podiumsgespräch mit
Gábor Demzky (Budapest), Irina Scher-
bakowa (Moskau) u. Wolfgang Eich-
wede (Bremen/Berlin);  Veranstaltung 
d. Forschungsstelle Osteuropa d. Uni-
versität Bremen; Ort: Haus der Wis-
senschaften, Olbers-Saal, Sandstr. 4/5,
28195 Bremen

6.2. (Di), 18.00 Uhr: 
„Vorsätzliche Vergiftung deutsch-deut-
scher Beziehungen“, Ulrich Schwarz,
ehem. DDR-Korrespondent Der Spie-
gel u. Heiner Sylvester, Filmregisseur, 
im Gespräch; Veranstaltung d. Ge-
denkbibliothek zu Ehren der Opfer 
des Kommunismus; Ort: Gedenkbibli-
othek, Nikolaikirchplatz 5–7, 10178 
Berlin

Dank
Die Union der Opferverbände 
 kommunistischer Gewaltherr-
schaft UOKG dankt ganz herzlich 
allen, die im Jahr 2017 für den 
Dachverband gespendet haben!

                 Der Vorstand

Sorben im Blick der Staatssicherheit

(mp) Die Geschichte der Sorben in Sach-
sen ist lang und untrennbar mit der Ge-
schichte des Freistaates verwoben. Eine 
besondere Phase war die DDR-Zeit, in der 
die sorbische Minderheit von der Staatssi-
cherheit beobachtet, denunziert und ver-
folgt wurde, denn von der offiziellen Na-
tionalitätenpolitik der SED abweichende 
Gedanken und Aktionen sollten unter-
bunden werden. Dazu diente ein dichtes 
Netz von Spitzeln und Informanten.

Timo Me kank behandelt in seinem Buch 
viele Aspekte, um keine Fragen offenzu-
lassen. Sein Ziel ist es, weiße Flecken in 
der Geschichte der Sorben zu beseitigen 
und vor allem das Thema Überwachung 
der Sorben durch die Staatssicherheit nä-
her zu beleuchten. Me kank beschreibt 
auch, welche Richtung die sorbische 
Literatur nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges eingeschlagen hat, wie po-
litisch andersdenkende Autoren verfolgt, 

denunziert und öffentlich bloßgestellt 
wurden und zuweilen vollständig aus 
der Gesellschaft verdrängt worden sind. 
Er erklärt, welchen Anteil die Stasi daran 
hatte und wie sie der SED zuarbeitete. 
Der Autor behandelt die Thematik um das 
Leben der Sorben in der DDR so, daß man 
ohne große Vorkenntnisse die Problema-
tik versteht. Unterstützt wurde der Autor 
bei seiner Recherche vom Sächsischen 
Landesbeauftragten für die Stasi-Unterla-
gen und vom Bundesbeauftragten.

Me kank arbeitet in seinem Buch auch 
Vorurteile auf und setzt Gerüchten klare 

Timo Me kank: Sorben im Blick der Staats-

sicherheit, Domowina-Verlag, Bautzen 

2016, 496 S., 29,90 €

Fakten entgegen. Die Annahme, daß die 
Sorben in der DDR als Vorzeigeminderheit 
bevorzugt gefördert wurden und sich des-
halb widerstandslos ins System einfügten, 
stellt sich nach der Lektüre des Buches als 
falsch heraus.                                      
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lus am 2. Februar, Josef Seemann am 3. 
Februar, Heinrich Labuhn am 7. Februar, 
Kasimir Tomaske am 9. Februar, Horst 
Epp am 10. Februar, Emil Hanisch am 12. 
Februar, Hans Schulze am 13. Februar, 
Viktor Gorynia am 18. Februar, Norbert 
Kusenack am 22. Februar, Helmut Schnei-
der am 24. Februar 

Auch allen nicht genannten Lesern, die 
Geburtstag haben, gratuliert herzlich

         die Redaktion

Herzlich danken wir allen, die für den 
STACHELDRAHT gespendet haben

Eugen Dunzelt, Dr. Gottfried Dutschke, 
Horst Fichter, Dietmar Freudenreich, 
Anneliese Gabel, Konrad Hill, Gudrun 
Ingeborg Lindh, Erna Lobbes, Rolf Detlev 
Putzar, Renate Ranck, Horst Schröder, 
Dieter Starke, Harald Steinke
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Verwendungszweck: 
„Stacheldraht-Spende“

Das Zitat
Mut auf dem Schlachtfeld ist bei 
uns Gemeingut, aber Sie werden 
nicht selten finden, daß es ganz 
achtbaren Leuten an Zivilcourage 
fehlt.

Otto von Bismarck


